
17. ORDENTLICHER GEWERKSCHAFTSTAG DER IG METALL: DIE ERÖFFNUNG 

Die Sorge um die so- 
ziale Einheit Deutsch- 
lands, die kriegeri- 
schen Auseinander- 
setzungen mitten in 
Europa und derwach- 
sende Rechtsradikalis- 
mus prägten die Eröff- 

nungsrede von Klaus 
Zwickel auf dem 
17 ordentlichen Ge- 
werkschaftstag in 
Hamburg. Vörden 770 
Delegierten und über 
2000 Gästen aus dem 
In- und Ausland for- 
derte der Zweite Vor- 
sitzende der IG Metall 
einen Solidarpaktaller 
Demokraten, um in ei- 
ner Zeit schärfster wirt- 
schaftlicher und politi- 
scher Gegensätze die 
90er Jahre zu beste- 
hen. 

2W wickels besonderer 
^Gruß galt den 240 De- 
legierten aus den neuen 
■ Bundesländern, die 
fl zum erstenmal nach 

der Wiedervereinigung an einem 
Gewerkschaftstag teilnahmen. 
„Unsere Kolleginnen und Kolle- 
gen, die Menschen in der ehemali- 
gen DDR, haben das fast unmög- 
lich Geglaubte möglich gemacht. 
Nach über 40jähriger Trennung 
sind wir nun nicht nur in einem 
Staat, sondern in einer Organisa- 
tion, in unserer IG Metall vereint“, 
sagte Zwickel. 

Die Menschen im Osten erlebten 
derzeit „mit aller Wucht die Gna- 
denlosigkeit der einfachen Ge- 
winnrechnung“, sie verzweifelten 
angesichts der millionenfachen Ar- 
beitslosigkeit und flächendecken- 
der Deindustrialisierung, aber, so 
Zwickel: „Unsere Erfahrungen aus 
dem Westen der Bundesrepublik 
lehren uns, daß durch Einigkeit 
und Entschlossenheit im Handeln 
einst verweigerte Rechte und sozia- 
le Sicherungen errungen werden 
konnten.“ 

Die Bundesregierung habe ver- 
säumt, sagte Zwickel, rechtzeitig 
und umfassend der politischen 

Ricardo Diez-Hochleitnen Für ein weltein- 
heitliches Umsteuern 

Einigung eine soziale und wirt- 
schaftliche Perspektive zu geben. 
Die IG Metall sei weiter zum Dia- 
log bereit und habe Vorstellungen 
und Vorschläge für die soziale 
Einigung vorgelegt - ohne große 
Resonanz. „Und jetzt sollen wir ei- 
nen Solidarpakt akzeptieren, ohne 
ihn aktiv mitgestalten zu können?“ 
fragte Zwickel die „hier anwesen- 
den Damen und Herren der Bun- 
desregierung, der Bundestagsfrak- 
tionen und der Parteien.“ 

Er hoffe, daß sie der IG Metall in 
Hamburg nicht nur einen Höflich- 
keitsbesuch abstatteten. 

Zur innenpolitischen Krise der 
Bundesrepublik erklärte Zwickel 
unmißverständlich: Die IG Metall 
werde dafür sorgen, „daß politisch 
Verfolgte bei uns weiterhin eine 
Zuflucht finden können. Wir for- 
dern daher die uneingeschränkte 
Erhaltung des politischen Asyl- 
rechts.“ 

Globale Partnerschaft 
Mit ehrenden Worten gedachte 

Zwickel des verstorbenen Willy 
Brandt, dessen Platz in der ersten 
Reihe ein Blumenstrauß schmück- 
te. „Er war für viele von uns ein 
Vorbild. Sein Vermächtnis bleibt 
unsere Aufgabe. Seine Ratschläge 
haben in schwerer Zeit viel Gutes 
bewirkt. Ihn über viele Jahre eng an 
unserer Seite gehabt zu haben, das 
gibt uns Kraft über den Tag hin- 
aus.“ 

Auch der Gastredner des Ge- 
werkschaftstages und Präsident 
des Club of Rome, Ricardo Diez- 
Hochleitner, würdigte Willy 
Brandt als einen „beispielgeben- 

Die Eröffnungsfeier im Blickpunkt der Medi*" 

den Weltbürger“. Er sprach sich für 

eine globale Partnerschaft und soh' | 
darische Steuerung der Wirtschaft 
aus und warnte davor, die Lehrsät' 
ze der Marktwirtschaft als das 
„universale goldene Kalb“ zu be' 
trachten. 

Mit dem gegenwärtigen, maß' i 
geblichen wirtschaftlichen Systenj! 
bewege sich die Menschheit „a11 

den Zusammenbruch hin“. Ange' 
sichts dieser drohenden KatastfO' 
phe müßten alle, Arbeitnehmer 

und Unternehmer, Politiker utä1 

Forscher, Männer und Frauen, jan' i 

ge und alte Leute für ein weltei11' | 
heitliches Umsteuern sorgen. 

Globale Verschmutzung 
Im Laufe des 20. Jahrhundert 

habe sich die Belastung der B'0 

Sphäre durch den Menschen ver 
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vierzigfacht, sagte Diez-Hochleit- 
^er- Und wenn alle Länder der 
^slt das gleiche Konsumniveau 
'A'le das der Industriestaaten errei- 
chen wollten, würden rund zwei- 
äundertmal mehr Ressourcen und 
j^hnmal mehr Brennstoffe ver- 
raucht. 

Der Präsident lobte das „benei- 
^Uswerte Beispiel“ der deutschen 
v|ltbestimmung. Dennoch sei sie 
”C°ch weit von der unumgängli- 
aen Ausübung einer umfassenden 

and reellen Solidarität und Part- 
rrschaft entfernt“. Die Führungs- 

rafte der Politik und Verwaltung, 
r Unternehmen und auch der 
eWerkschaften würden immer 
ch vermeiden, sich zu dem wah- 

s
eC Ausmaß der globalen Ver- 

niutzung zu äußern und die 
ntwendige Mitverantwortung 
l2utragen. Die Armut bezeich- 
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Tänzer auf dem Eröffnungsfest: „Land in 

Sicht" 

nete Diez-Hochleitner als „die 
schlimmste aller Verseuchungen“. 
Daher sei es unumgänglich, bei der 
Bekämpfung der Ursachen für die 
Unterentwicklung Hilfestellung zu 
leisten und die bestehenden demo- 
graphischen Gefälle auszuglei- 
chen. 

Dringender Wandel 
Die Unternehmer forderte der 

Präsident auf, ein neues Verständ- 
nis für die Benutzbarkeit der Erde 
zu entwickeln. Das Management 
des privaten Unternehmens benö- 
tige einen dringenden Wandel sei- 
ner bisherigen Vorstellungen, „da- 
mit die Folgen seines Handelns in 
einem sozialen, kulturellen und 
ökologischen Sinne über das 
unmittelbare Wirkungsfeld hinaus- 
gehen und mit erneuerten ethi- 

schen Werten durchdrungen wer- 
den“. 

Dieser anspruchsvollen Aufga- 
ben hätten sich die Gewerkschaf- 
ten durch Herkunft und Geschich- 
te schon zum Teil angenommen. 
Dennoch müßten so bald wie mög- 
lich die noch bestehenden lokalen, 
sektoriellen oder Forderungs- 
schranken durchbrochen werden, 
um den sozialen Dialog auf allen 
Ebenen zu fördern. 

„Die IG Metall hat dabei durch 
ihre Verbreitung, Bedeutung, Au- 
torität und Einschlagskraft eine 
unentrinnbare Führungsstelle vor 
sich, die die Grenzen Deutsch- 
lands übersteigen möge“, schloß 
der Präsident des Club of Rome. 

Mit dem Musical „Land in 
Sicht“, serviert vom „Schnellen 
Chor Hamburg“, klang der Eröff- 
nungstag aus. 



17. ORDENTLICHER GEWERKSCHAFTSTAG: GESCHÄFTSBERICHTE DES VORSTAND 

Franz Steinkühler 
Scharfe Kri- 

tik übte der Er- 
ste Vorsitzen- 
de in seinem 
Geschäftsbe- 
richt an der 
Bundesregie- 
rung. Ihre wirt- 
schaftliche und 
politische Kon- 
zeptionslosig- 

keit hätten, die Kluft zwischen Ost 
und West vertieft und die Gräben 
zwischen Oben und Unten tiefer 
gezogen. 

Steinkühler erinnerte an die 
Vorschläge, die die IG Metall 
schon gemacht habe, „als andere 
noch die Legende vom autonomen 
Aufschwung verbreiteten“. Die 
Konzepte, mit denen die IG Metall 
Arbeitsplätze sichern und moder- 
ne Wirtschaftsstandorte im Osten 
schaffen will, dürften „nicht länger 
an der ideologischen Verblendung 
der Marktradikalen und der polit- 
schen Borniertheit der Berliner 
Mammutbehörde (Treuhand) 
scheitern“. 

Unter großem Beifall stellte 
Steinkühler unmißverständlich 
klar, daß die IG Metall an den Ta- 
rifvereinbarungen zur stufenwei- 
sen Einkommensangleichung der 
Ost- an die Westlöhne nicht rütteln 
lasse. 

Einen Solidarpakt werde es mit 
der IG Metall solange nicht geben, 
wie die Bundesregierung ihre An- 
griffe auf die Tarifautonomie, ihre 
Eingriffe in die Tarifverträge und 
die verfassungswidrigen Tariföff- 
nungsklauseln nicht aus ihrem Ka- 
talog streiche. 

Die IG Metall werde kompro- 
mißlos gegen den Rechtsradikalis- 
mus streiten und stehe zu dem 
Grundgesetzartikel: Politisch Ver- 
folgte genießen Asylrecht. 

Klaus Zwickel 
Der Aufbau 

der Gewerk- 
schaftseinheit 
im vereinig- 
ten Deutsch- 
land stellte die 
IG Metall in 
den vergange- 
nen Jahren vor 
besondere Her- 
ausforderun- 

gen. „Trotz organisatorischer Pan- 
nen und Mängel“, so der Zweite 
Vorsitzende Klaus Zwickel in sei- 
nem mündlichen Geschäftsbe- 
richt, sei diese Aufgabe „alles in al- 
lem gut und erfolgreich verlaufen“. 

Jetzt komme es darauf an, die noch 
vorhandenen Gräben zu überwin- 
den. Allen Plänen, die Ost-Tarif- 
verträge durch Öffnungsklauseln 
zu unterlaufen, erteilte er eine Ab- 
sage. 

In der Tarifpolitik hob der Zwei- 
te Vorsitzende die Durchsetzung 
der 35-Stunden-Woche hervor. 
Auch im Metallhandwerk konnten 
hier wichtige Fortschritte erzielt 
werden. Bei den Monteuren wurde 
der erste gemeinsam erstrittene Ta- 
rifvertrag für Ost und West durch- 
gesetzt. Zwickel: „Darauf können 
wir stolz sein.“ Die von der konser- 
vativen Koalition von Kabinett 
und Kapital gewollte tarifpoliti- 
sche Wende sei nur von den Metal- 
lerinnen und Metallern in Ost und 
West gemeinsam abzuwehren. 

Jetzt müßten sich die Arbeitneh- 
mer auf verschärfte verteilungspo- 
litische Auseinandersetzungen 
einstellen. Mit der „Tarifreform 
2000“ habe die IG Metall unterstri- 
chen, daß die Erwerbsarbeit der 
Zukunft einen neuen Gestaltungs- 
rahmen brauche. Die gewerk- 
schaftliche Tarifpolitik müsse wei- 
terhin zur Verbesserung der Ein- 
kommen, zur Gestaltung der Ar- 
beit und zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit beitragen. 

Werner Schreiber 
„Finanzkraft 

ist Kampf- 
kraft“, - dieser 
Satz zog sich 
wie ein roter 
Faden durch 
den mündli- 
chen Ge- 
schäftsbericht 
des Hauptkas- 
sierers der IG 

Metall, Werner Schreiber. Daß es 
mit der Kampfkraft nicht schlecht 
bestellt sein kann, machte seine Bi- 
lanz deutlich: Während der letzten 
drei Jahre hätten sich die Mitglieds- 
beiträge erhöht, die Finanzverwal- 
tung sei professionalisiert worden, 
Ausgaben wurden begrenzt, auch 
wenn manche Maßnahme nicht 
unumstritten gewesen wäre. 

„Wir haben den Verwaltungs- 
stellen kosten- und zeitsparende 
Angebote gemacht; unsere Markt- 
stellung als Nachfrager haben wir 
gebündelt.“ Damit seien auch die 
materiellen Voraussetzungen für 
die Neuaufnahme von mehr als ei- 
ner Million Mitglieder aus den neu- 
en Bundesländern geschaffen wor- 
den. 

Das Finanzmanagement wolle er 
weiter modernisieren. „Und hier 
kommt es mir vor allem auf Ko- 

stentransparenz an“. Dazu bedürfe 
es einer funktionierenden Bud- 
getierung. 

Schreiber betonte, daß es ihm 
nicht um absolutistische Entschei- 
dungen gehe, vielmehr müsse die 
Finanzwirtschaft der IG Metall 
weiter dezentralisiert werden. Sein 
Ziel: „allseits kräftige und selbstbe- 
wußte Verwaltungsstellen, starke 
örtliche Einheiten“. 

Gudrun Hamacher 
Menschen zu 

überzeugen, 
Mitglied in „un- 
serer Organisa- 
tion zu werden 
oder auch zu 
bleiben“ und so 
die IG Metall 
zu stärken, das 
sei das Ziel 
der Werbear- 

beit der IG Metall, erklärte Gudrun 
Hamacher in ihrem mündlichen 
Geschäftsbericht. 

Einerseits suche die Werbung 
nach Darstellungsformen, die den 
Sehgewohnheiten der Umworbe- 
nen entspräche, ohne dabei das ei- 
gene Profil zu verlieren. Anderer- 
seits solle Einheitlichkeit nicht die 
Kreativität der Betriebe und Ver- 
waltungsstellen ersticken. 

Genau diese Kreativität wolle 
die Kulturarbeit der IG Metall zu 
frischem Leben erwecken. Sie sei 
zwar kein „Allheilmittel“, wolle 
aber einen Beitrag leisten „zur 
Orientierung für den einzelnen so- 
wie gegen den Verfall politischer 
Kultur in unserem Lande, für tra- 
gende Werte unserer Demokratie, 
gegen Rechtsradikalismus und 
Ausländerfeindlichkeit“, sagte Ha- 
macher. Kulturarbeit könne auch 
das Zusammenwachsen von Ost 
und West fördern. 

„Zusammenwachsen muß auch 
die gewerkschaftliche Frauenar- 
beit“. Die Frauen in den neuen 
Bundesländern seien Verliererin- 
nen der Einheit. Deshalb müsse die 
IG Metall ihre Struktur- und be- 
schäftigungspolitischen Konzepte 
um Frauenförderung erweitern. 

An die Adresse der Politiker ge- 
wandt plädierte sie für einen „fi- 
nanzpolitischen Runden Kinder- 
tisch“, um endlich das herzustellen, 
was zum sozialen Mindeststandard 
von Industriegesellschaften gehör- 
te: ausreichend außerfamiliäre Kin- 
derbetreuungsmöglichkeiten. 

Gemeinsam engagierten sich 
Frauen in Ost und West für ange- 
messene Entlohnung ihrer Arbeit 
und wehrten sich gegen Formen 
mittelbarer Diskriminierung. 

Horst Klaus 
Horst Klaus ■ 

betonte in sei- 
nem letzten Ge- 1 
schäftsbericht 
das Leitmotiv j 
seiner neunjäh- 
rigen Arbeit als 
geschäftsfüh- 
rendes Vor- 
standsmitglied: 
„Zentrales 

Handlungsfeld der IG Metall ist 
und bleibt der Betrieb.“ In den 
westlichen Ländern sei es bei der 
letzten Betriebsratswahl wiederum 
gelungen, in 91,5 Prozent der über 
10000 Metall-Betriebe gewerk- 
schaftlich organisierte Betriebs- 
ratsvorsitzende zu stellen. „Große 
Anerkennung“ zollte Klaus den 
neu gewählten Betriebsräten in 
den neuen Ländern, die innerhalb 
kürzester Zeit und unter völlig 
neuen Rechtsverhältnissen zu 
handlungsfähigen Interessenver- 
tretungen herangereift seien. Sie | 
hätten „dabei oft mehr und besse- 
res geleistet, als alte ,Leiter* und 
neue Treuhänder“, in dem diese 
Betriebsräte „unter den unvorstell- 
bar schlechten Bedingungen versu- | 
chen, konzeptionelle Alternativen 
zu den Vorstellungen der Treu- 
hand zu entwickeln und möglichst 
viele Arbeitsplätze zu retten“. 

Gegen die politische Blockade 
der Mitbestimmungsregeln in der 
EG will die IG Metall sich verstärkt I 
für die Gründung von Euro-Be- ; 
triebsräten einsetzen. 

Karin Benz-Overhage 
„Gewerk- 

schaftliche J11' 
gendarbeit W 
Osten erfordert 
noch mehr EU' 
gagement, meht 
Initiative, auc}1 

mehr Scnsibi'1' 
tät im UmgaUjj 
mit der Jugeu, 
als im Westeu < 

sagte Karin Benz-Overhage in i*J' 
rem Geschäftsbericht. „Stärker a*s 

im Westen war und ist es hier nötig’ 
Jugendarbeit auch außerhalb def 

Betriebe zu verankern. Wie sollt611 

wir sonst die jungen Arbeitslos611 

erreichen?“ 
Gemeinsam mit dem DGB hab 

die IG Metall in acht Städten J6 

gendtreffs eingerichtet, die Od 
der Kommunikation, Beispiele u*’ 
„Runde Tische der Jugendpolih 
werden sollten. „Wir sollten der) 
gend Raum und Anregungen g 
ben, sich mit Brüchen, die sieed6 
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haben, auseinandersetzen zu kön- 
nen; sie ermutigen, ihre Identität 
selbst zu finden.“ 

Fast 70 Prozent der Gewalttäter 
von rechts seien zwischen 16 und 
20 Jahre alt. Fast ein Drittel aller 
Jugendlichen soll — neuesten Stu- 
dien zufolge - für ausländerfeindli- 
che Parolen anfällig sein“, sagte 
Karin Benz-Overhage. „Die Welle 
der Gewalt gegen Fremde hat hi- 
storische Wurzeln. Sie hat Ursa- 
chen in der Lebensgeschichte, der 
Psyche, in sozialer Verunsiche- 
rung.“ 

Siegfried Bleicher 

M»ii— . „IGM: Ich 
k gestalte mit“, so 

f ^ beschrieb Sieg- 
- VÄ fried Bleicher 

in seinem 1 mündlichen 
Geschäftsbe- 
richt die 
Grundidee ei- 
nes gewerk- 
schaftlichen 

Gestaltungskonzeptes in Industrie 
ünd Unternehmen. 

Mit drei Leitbildern trete die IG 
Metall in der Diskussion um Lean 
Production an: Das erste Leitbild 
^cr „Attraktiven Arbeit“ stelle den 
Menschen in den Mittelpunkt. Das 
zWeite gehe von dem Grundsatz 
aus: „Technik muß Werkzeug für 
den Menschen sein“. Und zum 
dritten engagiere sich die IG Metall 
dr ein „ökologisches Produzie- 

r®n“. In der harten Praxis werde 
Slch zeigen, daß dies geht. 
. Dieses Engagement spiegele sich 
ln Beratungsnetzwerken, Indu- 
striekonferenzen, Arbeitskreisen 
/*r Technologiepolitik, in ganz 
°nkreter Zusammenarbeit mit 

Betriebsräten wider. 
Daß diese Kompetenz aner- 

. annt wird, zeige sich nicht zuletzt 
in /-i . . uen Mitgliederzuwächsen im 

hgestelltenbereich der EDV- 
ranche, sagte Bleicher. Auch 
enn das Gewinnen von Mitglie- 

. rn immer „einen langen Atem er- 
°rdere“. Den müßten alle aufbrin- 
eT denn: „Die zukünftige Rolle 

^d das politische Gewicht der IG 
etall wird wesentlich davon ab- 

angen, ob wir mehr Angestellte 
di^'HHoo-“ Dazu gehöre auch, auf 

de ,IITlmer differenzierter wer- open Anforderungen Antworten 
ü hnden. 

au^°^nur>g setzt Bleicher dabei 

tin ^le ^)'sl<uss'on um Organisa- 
0ncjSre^<)rrri: »Mehr Effektivität 
lieh 'v?n'8er Reibungsverluste, 
che 

r Anwendung zur betriebli- n und örtlichen Arbeit und we- 

NR. 

niger Abgehobenheit, mehr Mit- 
gliedernähe und Beteiligung und 
weniger Festhalten an alten Ritua- 
len“, wünschte er sich. 

Karlheinz Hiesinger 
Bei der deut- 

schen Einheit 
seien die 
„Chancen zur 
Reform des Bil- 
dungs- und Be- 
rufsbildungssy- 
stems leichtfer- 
tig vertan wor- 
den“. Es habe 
sich gezeigt, 

daß sich das - im Westen funktio- 
nierende - duale System nicht oh- 
ne weiteres auf den Osten der Re- 
publik übertragen ließe. Dies stell- 
te Karlheinz Hiesinger in seinem 
mündlichen Geschäftsbericht zur 
Bildungspolitik fest. 

Auch die Mängel des westdeut- 
schen Bildungssystems seien auf 
den Osten übertragen worden, 
zum Beispiel die Tatsache, daß 15 
Prozent der Jugendlichen eines 
Jahrgangs ohne jede berufliche 
Ausbildung blieben. 

Im Gegensatz zur staatlichen 
Bildungspolitik habe sich die IG 
Metall mit ihren Bildungsangebo- 
ten nach der Einheit flexibel ge- 
zeigt. Mit Improvisation und Kon- 
zepten aus dem Stegreif seien die 
Erfahrungen aus dem Westen im 
Osten vermittelt worden. Hiesin- 
ger: „Das war spannend. Und das 
war praktische Solidarität.“ 

Horst SchmiHhenner 
Auch nach- 

dem den Ge- 
sundheitsre- 
formentwürfen 
„einige Giftzäh- 
ne abgeschlif- 
fen“ wurden, 
bleiben die 
Bonner Pläne 
nach Auffas- 
sung von Horst 

Schmitthenner kritikwürdig. Die 
dringend notwendige „grundlegen- 
de Neuorientierung“, Krankheiten 
zu vermeiden und Erkrankungsur- 
sachen zu beseitigen, bleibe wieder 
einmal aus. 

Es könne nicht so weitergehen, 
daß Kollegen mit 55 Jahren ge- 
sundheitlich ruiniert aus dern Be- 
trieb gedrängt werden und sich die 
Arbeitgeber die Verjüngung ihrer 
Belegschaften auch noch mit dem 
Griff in die Sozialkassen versilbern 
lassen. 

Als Skandal bezeichnete 
Schmitthenner die Entscheidung 
der Bundesregierung, angesichts 
fünf Millionen arbeitsloser Men- 
schen auch noch die ABM-Stellen 
zu kappen. Es müsse bei dem 
Grundsatz bleiben: Arbeit finan- 
zieren statt Arbeitslosigkeit. Das 
sei auch bezahlbar, wenn die Bun- 
desregierung aufhöre, immer nur 
bei Arbeitern und Angestellten ab- 
zukassieren, sondern die Lasten 
endlich gerecht verteile. 

An die Delegierten stellte er die 
selbstkritische Frage: „Sind wir in 
der Lage, den Schub aus den ein- 
drucksvollen Protesten gegen Ka- 
renztage im Sommer in eine kraft- 
volle soziale Bewegung im Herbst 
und im nächsten Jahr zu überfüh- 
ren?“ Seine Anmerkung dazu: 
„Wo die Organisation steht, da 
steht auch die Mitgliedschaft.“ 

Dieter Schulte 
Aus Stahl- 

werken seien 
Gemischtwa- 
renkonzeme 
mit Stahlaktivi- 
täten gewor- 
den, die zu be- 
treuen ein 
Mehr an Zeit 
und Phantasie 
erfordere, sagte 

Dieter Schulte in seinem Bericht 
über den Stahlbereich. ,JVir wer- 
den mit neuen Ideen - wie etwa 
einer Europäischen Stahlstiftung — 
dazu beitragen, den bisherigen Sa- 
nitätskasten zur Bewältigung von 
Stahlkrisen in einen Instrumenten- 
koffer für eine aufgabenorientierte 
Strukturpolitik umzufunktionie- 
ren.“ 

Mit der Stahlstiftung wolle die 
IG Metall Neues angehen: „For- 
schung, Innovation für den Um- 
weltschutz, Einsatz neuer Techno- 
logien, Qualifizierung der Stahlbe- 
schäftigten, Entwicklung struktur- 
und arbeitsmarktpolitischer Kon- 
zepte.“ 

Stahlprodukte seien konjunktu- 
rellen Ausschlägen besonders un- 
terworfen. Aus Konjunkturkrisen 
dürften aber keine Beschäftigungs- 
krisen werden. Zum einen müsse 
der Westen Osteuropa und der 
GUS massive industriepolitische 
Unterstützung leisten und mit gere- 
gelten Marktbeziehungen zu die- 
sen Ländern den Stahlimport zu 
Dumpingpreisen verhindern. Zum 
anderen dürfe der Staat nicht die 
Vorruhestandsregelungen er- 
schweren. „Soll etwa der Berufsof- 
fizier, der vielleicht 30 Jahre lang 
die Wäschekammer einer Stand- 

ortverwaltung befehligt hat, besser 
gestellt werden als unsere Kolle- 
gen, die gleichlang am Hochofen 
oder in Stahl- und Walzwerken ih- 
re Knochen hingehalten haben?“ 

Erwin Vitt 
Die Entwick- 

lung im Metall- 
handwerk und 
die wachsende 
Ausländer- 
feindlichkeit in 
Deutschland 
standen im Mit- 
telpunkt des 
mündlichen 
Geschäftsbe- 

richts von Erwin Vitt. 
Zum Stichtag 30. September wa- 

ren in der IG Metall 139000 Mit- 
glieder im Handwerk organisiert. 
„Noch nie waren es mehr“, sagte 
Vitt. Gewerkschaftsarbeit im 
Handwerk vollziehe sich im engen 
Schulterschluß mit den Kollegin- 
nen und Kollegen der Industrie. 
Auf Handwerker sei immer Verlaß, 
wenn die IG Metall zum Protest 
aufrufe. 

Gleichwohl liege auf tarifpoliti- 
schem Gebiet Licht und Schatten 
im Metallhandwerk dicht beiein- 
ander. Die Phase des wirtschaftsli- 
chen Booms im Handwerk sei in 
die Zeit gefallen, als die IG Metall 
durch Tarifverträge mit mehrjähri- 
ger Laufzeit an die Friedenspflicht 
gebunden war. Die Folge: Ein 
Lohndefizit von bis zu sieben Pro- 
zent im Vergleich zur Metallindu- 
strie. 

Vitt erinnerte an den enormen 
Anteil ausländischer Arbeitneh- 
mer an der Wirtschaftskraft der 
Bundesrepublik. Sie erwirtschafte- 
ten neun Prozent des Bruttosozial- 
produktes mit einem Wert von 
rund 200 Milliarden Mark. 

Deutschland sei ein Einwande- 
rungsland, und die Deutschen pro- 
fitierten davon, sagte Vitt. Unsere 
ausländischen Kolleginnen und 
Kollegen hätten nicht nur deshalb 
Anspruch auf solidarische Unter- 
stützung. 

Vitt sprach sich für die Einfüh- 
rung des kommunalen Wahlrechts 
für ausländische Mitbürger und 
Mitbürgerinnen aus und forderte, 
daß das 1990 beschlossene Auslän- 
dergesetz wieder aus der politi- 
schen Landschaft verschwinde. 

Die wachsenden Rufe „Deutsch- 
land den Deutschen“ und „Auslän- 
der raus“ würden immer lauter, 
sagte Vitt. Dieser erschreckenden 
und fatalen Entwicklung müsse die 
IG Metall konsequent entgegentre- 
ten. 
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17. ORDENTLICHER GEWERKSCHAFTSTAG: AUSSPRACHE ZU DEN GESCHÄFTSBEf 

„Uns 
eint die 
Sorge 

Arbeits- 
plätze^ 

Mit großem Ernst angesichts 
der Berge von Problemen, und of- 
fen und kritisch wie immer, disku- 
tierten 66 Delegierte über die Ge- 
schäftsberichte des Vorstandes. 
Es waren Lehrstunden für das 
gewerkschaftliche Zusammen- 
wachsen von Ost und West. Wei- 
tere Schwerpunkte der Ausspra- 
che waren das Asylrecht, die Ge- 
walttaten der Rechtsextremisten, 
die Verteidigung unserer Tarif- 
verträge sowie die Möglichkeit ei- 
nes Solidarpaktes. 

Hans-Harald Gabbe, Finsterwal- 
de: Nachdem die zweite und dritte 
Kündigungswelle durch ist und die 
Zwergbetriebe entstanden sind, 
gibt es für Betriebsräte im Osten 
eine ganz beschissene persönliche 
Situation. Sie müssen nämlich mit 
ihrer Familie in einem Ort Spazie- 
rengehen, in dem ihnen in der 
Mehrzahl Menschen entgegen- 
kommen, die möglicherweise mit 
ihren Sozialplänen aus den Betrie- 
ben hinausgeschafft worden sind 
und die deshalb jetzt auch umge- 
kehrt fragen: Warum macht ihr erst 
jetzt, wo es an den Zwergbetrieb 
herangeht, Aktionen? Warum habt 
ihr das nicht in der ersten Welle 
gemacht? 

Fritz Hofmann, Leverkusen: Es 
stimmt in Wirklichkeit nicht, daß 
die Mitglieder im Westen und im 
Osten so unterschiedliche oder gar 
entgegengesetzte Interessen hät- 
ten. Auch im Westen kämpfen wir 
um die Erhaltung von Zehntausen- 
den bedrohter Arbeitsplätze. Jede 
Lohnerhöhung, die wir im Westen 
durchsetzen, kommt auch direkt 
den Kolleginnen und Kollegen im 
Osten zugute. Jeder Erfolg, der in 
irgendeiner Stadt in Deutschland 
erreicht wird, stärkt uns alle. Um- 
gekehrt schadet uns jede Spaltung. 
Es kann doch nicht sein, daß ganze 

Landstriche industriell veröden. 
Und das nicht nur im Osten. Wir 
können doch nicht auf Dauer Zuse- 
hen, wie eine ganze Generation 
von der Schule direkt in den Vor- 
ruhestand geschickt wird! 

Werner Bäumler, Weilheim: War- 
um schlagen uns diese Leute genau 
jetzt einen „Solidarpakt“ vor? Weil 
sie mit ihrem Latein am Ende sind 
und sie unsere Hilfe brauchen. 
Welcher Politiker auch immer mit 
uns paktieren oder Zusammenar- 
beiten will, muß als allererstes den 
Paragraphen 116 AFG wieder in 
seine ursprüngliche Fassung zu- 
rückbringen und unsere uneinge- 
schränkte Streikfähigkeit wieder- 
herstellen. Wenn wir ohne diese 
Voraussetzungen einen Pakt ein- 
gehen, laufen wir Gefahr, einen 
Pakt mit dem Teufel zu schließen. 

Ines Richter, Chemnitz: In vielen 
Betrieben sind kaum noch Leute 
unter 30 Jahren zu finden. Viele Ju- 
gendliche sind bereits als Pendler 
zur Arbeit in den Westen abgewan- 
dert, aber die meisten würden lie- 
bend gern am Wohnort bei den 
Freunden und bei der Familie le- 
ben und arbeiten. Aber ich will hier 
nicht jammern, sondern auch posi- 
tive Aspekte und Vorschläge ein- 
bringen. Als Jugendausschuß hat- 
ten wir zum Beispiel eine erfolgrei- 
che Aktion gegen die Anhebung 
der Mietpreise im Lehrlingswohn- 
heim. Außerdem beteiligten wir 
uns mit „Mut statt Helmut“ an 
Kundgebungen und Demonstra- 
tionen. Denn auch wir als junge 
Metallerinnen und Metaller sind 
der Meinung, daß man nur gehört 
wird, wenn man seine Stimme er- 
hebt. 

Klaus Gerbsch, Berlin: Jeder weiß, 
in welchen bescheidenen Dimen- 
sionen sich das Arbeitslosengeld 
im Tarifgebiet II bewegt. Jeder weiß 
auch, wie sich die Lebenshaltungs- 
kosten entwickeln. Wir würden 
unsere Arbeitslosen und alle dieje- 
nigen, die es nach dem Willen der 
Treuhand noch werden sollen, be- 
trügen, würden wir einer Öffnung 
der Tarifverträge folgen. Es kann 
nur bei unserer Position bleiben: 
Mit der IG Metall wird es keine 
Öffnung der Tarifverträge geben. 

Otto König, Hattingen: Ange- 
sichts der wirtschaftlichen und so- 
zialen Katastrophe in Ostdeutsch- 
land und den sich abzeichnenden 
Strukturproblemen in West- 
deutschland gewinnen unsere 
klassischen gewerkschaftlichen 
Schutzfunktionen wieder an Be- 
deutung. Der von den Koalitions- 
parteien vorgeschlagene Pakt der 
Vernunft zielt letztlich nur darauf 
ab, daß die Gewerkschaften ihre 
selbständige und solidarische In- 
teressenvertretung aufgeben. Des- 
halb kann es und darf es keine ge- 
werkschaftliche Strategie der Zu- 
geständnisse zu Lasten der Arbeit- 
nehmer in Ost und West geben. 

Ghaouti Mimoune, Bruchsal: Was 
ist aus dieser Republik, die wir vor 
30 Jahren kennengelemt haben, 
bloß geworden? Es gab Zeiten, wo 
ich dieses Land für seine Gesetzge- 
bung bewunderte. Und heute? 
Brandstifter, die bewußt Men- 
schenleben in Gefahr bringen, wer- 
den mit Beifall für ihre abscheuli- 
chen und barbarischen Taten be- 
gleitet. Es ist mir nicht gleichgültig, 
wie eine Gewerkschaft sich in ei- 
ner für mich und meine Kinder le- 

benswichtigen Frage verhält. Wo 
ist der Aufschrei der Gewerkschaf- 
ter und Gewerkschaften und der 
demokratischen Kräfte geblieben, 
als das Ausländergesetz verschärft 
wurde? Wo ist die Entrüstung der j 
Massen geblieben nach Hoy- 
erswerda, Rostock, Ketzin und an- i 
derswo? Wir brauchen dauerhafte ; 
Aktivitäten, um uns vor physischen 
Angriffen rechtsradikaler Kräfte j 
und verbalen Attacken ä la Lum- 
mer und Stoiber erfolgreich zu 

schützen. 

Nada Novogradec, Frankfurt- 
Meine Angst wächst. Ich fürchte 
mich vor Politikern, die die Lösung j 
in einer Änderung des Artikels 
des Grundgesetzes suchen; vor de- [ 
nen, die eine Visumspflicht ftft 
Menschen einführen wollen, d>e 

vor dem Tod fliehen, und die den 
Kriegsdeserteuren kein Asyl ge' 
währen. Ich fordere den Vorstand 
der IG Metall auf, sich wie ange' 
kündigt uneingeschränkt für den 
Erhalt des Artikels 16 des Grund' 
gesetzes bei der Bundesregierung 
einzusetzen, sich für das allgeme1' 
ne Wahlrecht klar auszuspreche11 

und alles zu tun, damit die Dem0' I 
kratie in Deutschland diesen Na' 
men auch verdient. 

Brigitte Ziegler, Berlin: Haben 
vergessen, daß vor nicht zu lang0 

Zeit deutsche Flüchtlinge in ^n | 
garn und anderswo Hilfe gesuoj1 J 
und gefunden haben? Man hat81 ; 
als hilfesuchende Menschen aU^j, 
nommen und sie nicht mit Bra*1 j 
bomben beworfen. In Berlin 011 ; 
anderen Städten haben mehr0 | 
tausend Menschen gegen Ausla^ J 
derfeindlichkeit demonstriert- 
Rostock waren wir 20000 1^° i 

\<0 I 
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Schen, die entgegen der Pressehet- 
2e friedlich gegen Ausländerhaß, 
für Menschenrechte und Demo- 
kratie demonstriert haben. Ich hof- 
fe. es werden immer mehr Men- 
schen. 

Erwin Peter-Winter, Suhl: Die IG 
Metall hat gute Vorschläge ge- 
macht, um im Osten aktiv Beschäf- 
ügungspolitik zu betreiben. Leider 
lst es so, daß diese von der Politik 
^lcht aufgenommen worden sind. 
Es ist nicht richtig, daß man den 
siedergang der Industriestruktu- 

f611 im Osten nicht mehr aufhalten 
*ann. Wer so etwas bemerkt, gibt 
atripf]os auf. Ich sage: Wir müssen 

j tiv zumindest für den Rest der 
fidustriestandorte im Osten ein- 

treten. 

Eaui 
Be 

Bloem, Leer/Papenburg: 
'm Solidarpakt können wir un- 

rschiedlicher Meinung sein. Wir 
^nd nicht in der Gefahr, mit dem 
gaPital, wenn wir das mit einem 
£0°t vergleichen, unsere Identität 
(j Verlieren. Wir verlieren erst 
^ann unsere Identität, wenn wir 
, ct,t mehr wissen, warum wir in 
^ Boot sitzen, in das wir hinein 

in!1 ^ten ^'e haben wir nicht 
od er .zu sa8en' w'r steigen ein 
die

er n*cflt- Wir sind keine Sekte, 
bet ne'Den cfem Unglück steht und 
'vieH unc* sa8t’ cfa haben wir 
u er einmal recht gehabt. Das 

Mi 
?r*nen wir uns nicht erlauben. Die 

tyjjH^hen erwarten von uns, daß 
ste,nicht kneifen, sondern zu dem 

ken en’Was w'r sagen>was w'r den- und was wir glauben. 

H 
B(jr * Shmidt, Friedrichshafen: 
viSe 

ewerkschaften kann die De- 
nur heißen: Keine Änderung 
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des Grundgesetzes zwecks Aus- 
weitung des Auftrages der Bundes- 
wehr. Wir dürfen nicht zulassen, 
daß deutsche Soldaten in naher 
Zukunft wieder irgendwo, weitab 
der Heimat, mit in Deutschland 
produzierten Waffen für das Kapi- 
tal getötet und in Plastiksäcken 
nach Hause gebracht werden. 

Wera Quoss, Oranienburg: Für 
Ostdeutschland ist der Kahlschlag 
der Betriebe fast erreicht. Wie lan- 
ge es in den westlichen Betrieben 
dauert, ist nur eine Frage der Zeit. 

Volker Scharfe, Halle: Ich möchte 
die Gelegenheit nutzen, allen Kol- 
leginnen und Kollegen aus dem 
Westen dafür zu danken, daß sie 
bereit waren, den Bundesmontage- 
tarifvertrag zu kündigen, um ihn 
für den Geltungsbereich Ost zu 
verhandeln und wieder zuzuma- 
chen. Um so höher bewerte ich und 
bewerten wir das Ergebnis. 

Hans-Jürgen Lindemann, Berlin: 
Erfreulich ist, daß bisher in der De- 
batte von Differenzen zwischen 
Ost- und West-Kolleginnen und 
-Kollegen nichts zu spüren ist. Uns 
vereint die Sorge um unsere Ar- 
beitsplätze, um eine sozial gerech- 
te, friedliche, haßfreie Lebens- und 
Arbeitsperspektive. 

Ralf Lindner, Dresden: In der Ver- 
waltungsstelle Dresden sind in den 
letzten drei Jahren von 73 0 00 Ar- 
beitsplätzen 60 000 in den 40 größ- 
ten Unternehmen vernichtet wor- 
den. An Betriebsbesetzungen hat 
man sich im Osten schon gewöhnt. 
Da haben zahlreiche Belegschaf- 
ten in Ostdeutschland einen Mut 
bewiesen, wie ich es nicht vermutet 
hätte. Und ich kann versichern: 
Wir können noch eins draufsetzen. 
Es ist eine Lüge unseres Wirt- 
schaftsministers, wenn er behaup- 
tet, die Tarife bedrohten die Betrie- 
be. Es sind fehlende Aufträge und 
es sind die Altschulden, die uns zu 
schaffen machen. 

Jürgen Kerner, Augsburg: Auch 
IG Metall-Mitglieder wählen 
rechts, und auch ansonsten stram- 
me und aktive Vertrauensleute und 
Betriebsräte sitzen den rechten 
Sprüchen auf. Doch wir müssen 
mit unseren Mitgliedern und Funk- 
tionären diskutieren und müssen 
Vorurteile, die in den Köpfen sind, 
widerlegen. Keine Lösung kann es 
sein, unsere Positionen den Mei- 
nungen im Land anzupassen und 
der SPD hinterherzulaufen, die ge- 
rade der Union hinterhersprintet. 
Denn eine Grundgesetzänderung 
ändert gar nichts. 

Franz Steinkühler zur Diskussion: 

Wir brauchen 
den Solidarpakt 

Ich freue mich außerordent- 
lich, daß es zum Thema Asyl und 
Ausländerfeindlichkeit so viele 
engagierte Beiträge gegeben hat. 
Dies ist auch ein Signal für all 
diejenigen, die von der schreiben- 
den Zunft sind, um deutlich zu 
machen, daß die IG Metall nicht 
daran denkt, in Zukunft ihre Po- 
sitionen in der Frage auch nur im 
geringsten zu ändern. Menschen- 
rechte, das lehrt uns die Ge- 
schichte, sind unabdingbar. Sie 
können nicht zur Disposition ge- 
stellt werden. Sie müssen durch 
unser praktisches Verhalten, 
durch uns selbst verwirklicht 
werden. Ich sage ganz deutlich 
und unmißverständlich noch- 
mals: Politisch Verfolgte genie- 
ßen Asylrecht. Und solange die 
IG Metall kämpfen kann, wird 
sich daran nichts ändern. 

Ich habe gestern erklärt, daß 
die IG Metall unter bestimmten 
Bedingungen zu einem Solidar- 
pakt bereit ist. Die Antwort ha- 
ben wir heute morgen in der 
„Frankfurter Rundschau“ bereits 
gefunden. Dort hat sich Bundes- 
wirtschaftsminister Möllemann 
nicht nur erneut eindeutig für Ta- 
riföffnungsklauseln im Osten, 
sondern auch für Öffnungsklau- 
seln im Westen ausgesprochen. 
Nur wenn wir selbst solche Öff- 
nungsklauseln mit den Arbeitge- 

berverbänden vereinbaren, will 
er auf ein entsprechendes Gesetz 
verzichten. Offensichtlich gibt es 
schwerwiegende Differenzen in 
der Bundesregierung. Kohl pro- 
pagiert, Möllemann sabotiert ei- 
nen Solidarpakt. Ich fordere des- 
halb von hier aus den Bundes- 
kanzler auf, endlich verbindlich 
klarzustellen, was die Bundesre- 
gierung überhaupt will. 

Wer braucht einen Solidar- 
pakt? Im Osten brechen uns die 
Betriebe weg, es herrscht Arbeits- 
losigkeit, niemand investiert, 
Rechtsradikalismus kommt hin- 
zu, Perspektivlosigkeit auch. 
Brauchen die Arbeitgeber einen 
Solidarpakt? Sie brauchen kei- 
nen. Sie können mit dem Zu- 
stand gut leben. Die, die den Soli- 
darpakt brauchen, sind wir. Was 
passiert, wenn wir alles so lassen 
wie es ist? Dann werden nach wie 
vor die Arbeitnehmer zwei Drittel 
des notwendigen Sozialtransfers 
in den Osten aufbringen. 

Ich möchte klarstellen, daß die 
Einheit Deutschlands nicht nur 
ein Problem der Arbeitnehmer 
sein darf. Ich möchte klarstellen, 
daß wir nicht akzeptieren, daß 
die Arbeitnehmer höhere Sozial- 
versicherungsbeiträge zahlen 
und auf der anderen Seite die Ar- 
beitgeber über Investitionszu- 
schüsse abkassieren. 

Franz Steinkühler bei seinem Schlußwort: Menschenrechte stehen nicht zur Disposition 
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RUND UM DEN GEWERKSCHAFTSTAG: MENSCHEN UND MEINUNGEN, SPRACHE 4 

„Aufstand der Zwerge": Kinder aus Neubrandenburg (Foto) machten dem 
Gewerkschaftstag einen Besuch mit ihren Eltern, den rund 260 Beschäftig- 
ten der Nagema (Nahrungsgütermaschinenbau). Mehr als die Hälfte von 
ihnen soll ihre Arbeitsplätze verlieren. So will es die Treuhand. Gegen das 
Sterben auf Raten wollen die Belegschaften von Nagema und anderen 
Kleinbetrieben in Mecklenburg-Vorpommern im November in einem 
„Aufstand der Zwerge" sich wehren. 

Die tapfere 
Ines Richter 

Eine der jüngsten Dele- 
gierten auf dem Gewerk- 
schaftstag war die 19jähri- 
ge Ines Richter aus Chem- 
nitz. Schon am ersten Tag 
ging die Jugendvertreterin 
bei Barmag-Spinnzwirn 
beherzt ans Rednerpult. 
„Ich war schon eine Stun- 
de vorher total nervös“, 
erinnerte sie sich später. 

„In vielen Betrieben“, 
schilderte sie den Dele- 
gierten die Situation in 
Chemnitz, „sind kaum 
noch Leute unter 30 Jah- 
ren.“ 

Und sie berichtete auch, 
daß sich die Beschäftigten 
diesen Arbeitsplatzabbau 
nicht bieten lassen. „Wir 
beteiligen uns mit ,Mut 
statt Helmut' an Demon- 
strationen“, sagte sie unter 
dem starken Applaus der 
Versammelten. 

Als sie in den Saal rief: 
„Saniert endlich die Be- 
triebe, anstatt ständig zu 
entlassen!“ versagte die 
Stimme, Tränen kullerten. 
Doch die Delegierten er- 
munterten sie mit Beifall, 
weiterzusprechen, was sie 
mit zitternder Stimme tat. 

Die Reaktion der Dele- 
gierten, so Ines später, 
fand sie „wirklich gut. Ich 
habe ja noch nie vor so vie- 
len Menschen gespro- 
chen.“ 

Kollegin Ines: „Noch nie vor so 
vielen Menschen gesprochen" 

Sprüche. •• 
„Einige Kolleginnen 

und Kollegen, vor allem in 
den oberen Rängen, haben 
sich beklagt, daß durch Zi- 
garettenrauchen im Saal 
die Luft oben schwer er- 
träglich wird. Franz Stein- 
kühler hat davon gespro- 
chen, daß wir aus der Um- 
weltkatastrophe raus 
müssen. Auch das ist ein 
Teil davon.“ 

„Es gibt auf Kongressen 
nur wenig Schlimmeres, 
als wenn man die Essens- 
zeiten nicht einhält.“ 

„Ihr möchtet bitte alle 
viel sagen, aber nicht so 
viel reden.“ 

„Denn auch wir als jun- 
ge Metallerinnen und Me- 

taller sind der Meinung, 
daß man nur gehört wird, 
wenn man seine Stimme 
erhebt.“ 

„Gestattet mir noch 
zwei Sekunden oder sagen 
wir zweieinhalb Sekunden 
zum Rechtsschutz.“ 

„Also, ich heiße, verflixt I 
noch mal, Fouad Allouche 
und nicht ,Faud Allu- 
sche’“. 

„Ich komme zwar aus 
Wuppertal, aber ich will j 
da keine Boutique eröff- 
nen.“ 

„Wir wissen ja gar nicht, 
ob der Herr Meyer von sei- 
nem Blauhelm-EinsatZ 
aus Jugoslawien wieder ! 
zurückkommen wird.“ 

„Auch die Kasse der IG ! 
Metall ist nicht unend- . 
lieh.“ 

„Der Franz hat eine 
Gosch wie ein Schwert.“ 

„Ein Thema war: Was ist 
der Sinn des Lebens. Die 
Jungens haben vor Ver- 
gnügen in die Tischkante 
gebissen.“ 

„Die IG Metall ist mehr 
als 100 Jahre alt. Kein Arzt 
würde uns empfehlen, den 
Zyklus der Vorsorgeunter- 
suchung zu verkürzen.“ 

Wie in einer 
Dovfpraxis • • • 

„Die weiß nicht, wor- 
über sie schreibt.“ Dr. Pau- 
la Vogelheim ist leicht 
sauer auf die Be- 
richterstatterin einer 
Frankfurter Tageszeitung, 
die sich über Verschwen- 
dung und Pomp“ im „glit- 
zernden Hamburger Con- 
gress Centrum“ mokierte. 
Die Ärztin, die die Teil- 
nehmer des Gewerk- 
schaftstages medizinisch 
betreute, weiß, wovon sie 
spricht. 

Der Kongreß ging vielen 
im wahrsten Sinne des 
Wortes auf die Knochen. 
Delegierte, die von mor- 
gens bis abends in engen 
Sitzreihen ausharren 
mußten, klagten über 

Rückenschmerzen. Ihnen 
wurde durch „Stufenlage- 
rung“ in einem Spezialbett 
Linderung verschafft. An- 
dere litten unter der Kli- 
maanlage und der 
schlechten Luft. Binde- 
hautentzündungen und 
Erkältungen waren die 
Folge. 

Während der Sprech- 
stunde“, die von morgens 
acht bis abends 19 Uhr 
oder länger dauerte, ging 
es zu „wie in einer Dorf- 
praxis“. Paula Vogelheim, 
die im Alltag an der Be- 
ruf sgenossenschaftlichen 
Unfallklinik Frankfurt ar- 
beitet, behandelte täglich 
rund 100 Kolleginnen und 
Kollegen mit großen und 
kleinen Wehwehchen. 
Denn einige hatten sich 
extra für den Kongreß 
neue Schuhe gekauft. Dr. Paula Vogelheim im Einsatz: 100 Patienten am Tag 

Grußwort 
von Engholm 

Scharf grenzte sich der SPD- 
Vorsitzende Björn Engholm 
von den „heutigen Möllemän- 
nern“ ab, die per Gesetz die Ta- 
rifverträge aushebeln wollen, in 
einem kurzen Grußwort an die 
Delegierten des Gewerkschaft«' 
tages sagte er: 

„Die beste Tarifpolitik, die 
Politiker machen können, i«4' 
sich aus der Tarifautonomie 
herauszuhalten. Diejenigen, die 
in Bonn über die Veränderum 
gen von gesetzlichen Grundla- 
gen nachdenken, rühren darm* 
an einen der wesentlichen 
Grundpfeiler der neuen deut- 
schen Demokratie, und die5 

wird nicht ohne Schaden für sie 
selbst vonstatten gehen.“ 
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'SPRÜCHE, KUNST UND KINDER 

Helle Stimmen klingen durch 
den Betonblock des Congress 
Centrums Hamburg. 42 Kinder 
haben ihre Eltern auf den Ge- 
werkschaftstag begleitet. Das 
Kleinste ist gerade mal ein Jahr 
alt, ein 14jähriger ist der Senior. 
Die Eltern können von 9 bis 18 
Uhr beruhigt den Debatten fol- 
gen, denn die Kids sind bei Gisela 
Schueler von der Abteilung Orga- 
nisation und ihrem Team in guten 
Händen. 

meint Czyzowska, habe das wenig 
zu tun. Die Choreographin, die in 
den Ostblockstaaten für ihren Aus- 
druckstanz weit über die polni- 
schen Grenzen hinaus bekannt ist, 
setzt auf die Laienbewegung. „Ich 
will den jungen Menschen auch 
den Spaß lehren, anderen Freude 
zu bereiten.“ 

Bilich und Czyzowska versu- 
chen, in die Programme und die 
Choreographie aktuelle Fragestel- 
lungen einzuarbeiten. Etwa wenn 
der Chor anläßlich der Kunstpreis- 
verleihung die Zeilen schmettert: 
„Wir wollen Frieden hier und über- 
all, auf der Erde und im All.“ 

Oder die Tänzerinnen die deut- 
sche Wiedervereinigung in einer 
Musikcollage darstellen: die Tren- 
nung, die Freude nach dem Fall der 
Mauer - unterlegt mit einem Kohl- 
Zitat: Die Mauer in den Köpfen der 
Menschen und, als letzte Szene, 
das Zusammengehen der Men- 
schen. Riesiger Beifall. 

Dresdner Tanzensemble: „Die sind ja echt professionell" 

Der Tanz der Saxonia 
Die jungen Frauen wirbeln über 

die Bühne zu schrägen Jazztönen. 
Expressiv ihre Bewegungen, und 
sie neigen sich den Zuschauern 
zu, die zur zweiten Kunstpreisver- 
•eihung der IG Metall gekommen 
sind. Es sind die Tänzerinnen des 
Ensembles Saxonia Dresden e.V., 
die für dieses Ereignis eigens ein 
Programm aus Tanz, Rezitation 
l|nd Gesang zusammengestellt 
haben. 

Das Ensemble wurde 1970 von 
der Kulturabteilung der Meßelek- 
|ronik Robotron Dresden ins Le- 
ben gerufen. Rund 100 junge Men- 
schen - ob Arbeiter oder Angestell- 
te> Schüler oder Studenten - san- 
ken und tanzten unter professio- 
neller Anleitung. An die 100 Auf- 
ritte hatten sie pro Jahr. Anita Bi- 
'ch, Geschäftsführerin der Saxo- 

JJ131 »In der ehemaligen DDR wur- 
e v'el gefeiert.“ 
Revue, Weihnachtsprogramme, 

s ässisches Ballett, Folkloristi- 
ches - kein Problem für die inzwi- 
chen 45 Ensemblemitglieder. Sie 
robten trotz widriger Umstände - 

otron mußte seine finanzielle 
-Hterstützung abbauen - unter Re- 

s'e der polnischen Choreographin 
i Sanna Czyzowska weiter. Mal 

in ^c'lsischen Soldatenheim, mal Turnhallen. Nach der Wende 

de i "lnen für ihr Engagement 
vn

r,.KulturPreis der Stadt Dresden 
Verhehen. 
b die seit sechs Wochen ar- 
)js 

8 0s ist: „Da ist schon viel Idea- 
oe J*s dabei. Wir wollen die jun- 

Eeute von der Straße holen.“ 
ihr^H^icrtwird auch die Qualität 

Aufführungen. „Die sind ja 
£ü Professionell“, staunten die 

c auer. Mit Professionalität, 

Kollegin Schueler hat trotz der 
wuseligen Schar die Ruhe weg. 
Zwar sind vier Kids mehr gekom- 
men als erwartet, aber sie hat zu- 
sammen mit den Berliner „Falken“, 
der SPD-Jugendorganisation, ein 
Programm erarbeitet, in dem sich 
für jeden der kleinen Kongreßteil- 
nehmer etwas findet. 

Von Sonntag bis Freitag wird je- 
weils für zwei Stunden „das große 
Spiel“ gespielt. Diesmal geht es um 
die Völkergemeinschaft: Die Kin- 
der werden in fünf Gruppen aufge- 
teilt und stellen an jedem Tag ein 
anderes Volk dar. 

Die Kids bemalen sich nach Lei- 
beskräften. Sie bilden eine Regie- 
rung, stellen Produkte her. Die 
Masken, die die Afrikaner auf den 
Markt bringen, der am letzten Tag 
stattfindet, sind ihnen gut gelun- 
gen. 

Am letzten Tag eröffneten die 
Kinder einen Basar und verkauften 
ihre Bastelarbeiten an die Delegier- 
ten. In wenigen Stunden nahmen 
sie 1420 Mark ein. Der Erlös wurde 
dem Kinderhilfswerk der UNICEF 
gespendet. 

Giselas 
42 Kids 

NR. 

Zweiter Kunstpreis der IG Metall 

Brücken 
„Brücken bauen“ - so laute- 

te das Thema, das die IG Me- 
tall bei der Ausschreibung des 
zweiten Kunstpreises vorgege- 
ben hatte. Die Resonanz war 
umwerfend: 525 Künstlerin- 
nen und Künstler schickten ih- 
re Gemälde ein, die dann von 
der siebenköpfigen Jury begut- 
achtet wurden. Nach langen 
Diskussionen wurden die drei 
Preisträger, Thomas Reddig, 
Georg Meissner und Michele 
Borio, gekürt. 

Bei der Preisverleihung am 
11. Oktober auf dem Hambur- 
ger Gewerkschaftstag sagte 
Franz Steinkühler, daß die 
Kunst des Brückenbauens in 
der heutigen Zeit der sozialen 
Spaltungen, wachsender Aus- 
länderfeindlichkeit und zuneh- 
mendem Rechtsradikalismus 
besonders wichtig seien: 

,Wer Brücken bauen kann, 
trägt zur Humanisierung 
menschlichen Zusammenle- 
bens bei“, sagte er. 

Der Kölner Maler Thomas 
Reddig, der den ersten mit 
15000 Mark dotierten Preis 
nach Hause trug, hatte die „Ho- 
henzollembrücke“ seiner Hei- 
matstadt gewählt. 

Filigran, fast mysteriös die 
Arbeit des 58jährigen Georg 
Meissner, die mehr Fragen 
stellt als Antworten gibt. Der 
in Schwerte-Ruhr geborene 
Künstler, der den zweiten Preis 
in Höhe von 10000 Mark er- 
hielt, macht es dem Betrachter 
nicht leicht, und doch kann 
man sich des Zaubers „Horx- 
Gong II“ nicht entziehen. 

Ein Sprachbrücke schlug der 
in Turin geborene Maler Miche- 
le Borio. Der 29jährige malte 
zwei Menschen verschiedener 
Herkunft und Hautfarbe, ver- 
bunden und vereint durch ihre 
Zungen. 

Die Zungen, das Symbol der 
Sprache, führen die Menschen 
zueinander. Das Miteinander- 
reden ermöglicht das Verste- 
hen, den Abbau von Vorurtei- 
len und auch die Liebe. 

Mit Ölpastellfarben und Krei- 
de warf der Wahlmünchner sein 
Bild „Sprachbrücken bauen“ 
schwungvoll auf die Leinwand, 
für das er den mit 5000 Mark 
dotierten dritten Preis erhielt. 

2l/23. OKTOBER 1992 
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17. ORDENTLICHER GEWERKSCHAFTSTAG DER IG METALL: ABSCHIED UND NEUVf) 

Von den Delegierten des 17. ordentlichen Gewerkschaftstages gewählt: Der neue Vorstand der IG Metall 

Der neue 
Vorstand 

„Dieses Ergebnis ist nicht mehr 
zu übertreffen“, freute sich Franz 
Steinkühler nach seiner Wieder- 
wahl zum Ersten Vorsitzenden 
der IG Metall. Steinkühler wurde 
mit 684 von 765 Stimmen (89,41 
Prozent) im Amt bestätigt. Drei 
Jahre vorher hatte er ein Ergebnis 
von 87,75 Prozent erreicht. Wie- 
dergewählt wurden auch Klaus 
Zwickel als Zweiter Vorsitzender 
und Werner Schreiber als Haupt- 
kassierer. 

Zwickel erhielt 683 von 767 
Stimmen (89,05 Prozent); Schrei- 
ber konnte sich mit 516 von 767 
Stimmen (67,28 Prozent) gegen 
seinen Gegenkandidaten, den Em- 
der Ersten Bevollmächtigten Uwe 
Schmidt, durchsetzen, der 202 
Stimmen (26,34 Prozent) erhielt. 

Bei der Wahl der weiteren ge- 
schäftsführenden Vorstandsmit- 
glieder gab es zwei Gegenkandida- 
turen zum Wahlvorschlag des Vor- 
standes. Durchsetzen konnte sich 
Yilmaz Karahasan, Sachbearbeiter 
bei der IG Metall-Vorstandsver- 
waltung, der 470 Stimmen (62,25 
Prozent) erhielt. Nicht durchset- 
zen konnte sich dagegen der Hat- 
tinger Erste Bevollmächtigte Otto 
König, der 259 Stimmen (34,30 
Prozent) auf sich vereinigte. Nicht 
wiedergewählt wurde das vom 
Vorstand vorgeschlagene ge- 
schäftsführende Vorstandsmit- 
glied Karlheinz Hiesinger. Hiesin- 
ger erhielt 375 Stimmen (49,67 

Prozent). Als weitere geschäftsfüh- 
rende Vorstandsmitglieder wurden 
wiedergewählt: Karin Benz-Over- 
hage mit 638 Stimmen (84,50 Pro- 
zent), Siegfried Bleicher (522/ 
69,14 Prozent), Gudrun Hamacher 
(536/70,99 Prozent), Horst 
Schmitthenner (587/77,75 Pro- 
zent), Dieter Schulte (497/65,83 
Prozent) und Erwin Vitt (419/ 
55,50 Prozent). Neu in den Vor- 
stand wurde Joachim Töppel mit 
576 Stimmen (76,29 Prozent) ge- 
wählt. 

Die neuen ehrenamtlichen Mit- 
glieder des Vorstandes sind Horst 
Schupritt (Bezirk Dortmund), 
Klaus Bischoff (Bezirk Frankfurt), 
Klaus Mehrens (Bezirk Küste), Pe- 
tra Philipps (Bezirk Wuppertal) 
und Karla Birkmann (Bezirk Dres- 
den). 

Verabschiedet 
Horst Klaus (62) stammt aus dem 
schlesischen Bertelsdorf. Gleich zu 
Beginn seiner Schlosserlehre in 
Nürnberg trat er in den Bayeri- 
schen Gewerkschaftsbund ein. 
Sein Engagement galt der gewerk- 
schaftlichen Jugendarbeit, und 
1956 wurde Horst Klaus Jugendse- 
kretär in der Verwaltungsstelle 
Nürnberg. Sein weiterer Werde- 
gang war ein Pendeln zwischen 
Nürnberg und Frankfurt. 1968 be- 
rief ihn der IG Metall-Vorstand 
zum Leiter seiner Jugendabteilung. 
Nach fünf Jahren ging er nach 
Nürnberg als Erster Bevollmäch- 
tigter zurück. 

Wieder zurück nach Frankfurt 
kam Horst Klaus, als ihn der 14. 
ordentliche Gewerkschaftstag 
1983 zum geschäftsführenden Vor- 

standsmitglied wählte. Der Vor- 
stand übertrug ihm die Verantwor- 
tung für das Ressort der gewerk- 
schaftlichen Betriebspolitik. Sein 
Einsatz war geprägt vom Kampf für 
die 35-Stunden-Wöche, gegen die 
Änderung des Paragraphen 116 Ar- 
beitsförderungsgesetz und für die 
Gestaltung der sozialen Einheit in 
Deutschland. Politisch setzte sich 
Horst Klaus für Frieden und Abrü- 
stung ein. Schon als 20jähriger 
sammelte er Unterschriften gegen 
die Wiederbewaffnung; bis heute 
ist er der Ostermarsch- und Frie- 
densbewegung treu geblieben. 

„Der Weg in den Ruhestand“, 
sagte Franz Steinkühler bei der 
Verabschiedung, „ist für Dich 
nicht gleichbedeutend mit dem Ab- 
schied von der Arbeit an unserer 
gemeinsamen Sache. Du wirst si- 
cher auch in Zukunft bereit sein, 
Deine Erfahrungen an Jüngere wei- 
terzugeben.“ 

Karlheinz Hiesinger (49) machte 
von 1956 bis 1960 eine Ausbildung 
zum Maschinenschlosserbei MAN 
in Augsburg. Er absolvierte die RE- 
FA-Lehrgänge I und II und war 
von 1967 bis 1973 Berufsausbilder 
im Betrieb. 

In die IG Metall trat Hiesinger 
1968 ein, wurde Mitglied der Ver- 
trauenskörperleitung bei MAN. 
1974, nach dem Besuch der Akade- 
mie für Arbeit, ging er als Fachse- 
kretär in die Verwaltungsstelle 
Augsburg. Dort erfolgte 1982 die 
Wahl zum Zweiten und 1984 zum 
Ersten Bevollmächtigten. SPD- 
Mitglied Hiesinger wurde auf dem 
letzten Gewerkschaftstag zum ge- 
schäftsführenden Vorstandsmit- 
glied der IG Metall gewählt. 

„Er hat in Frankfurt keine Fehler 
gemacht“, sagte Franz Steinkühler 
bei der Verabschiedung, „aber er 
ist nicht wiedergewählt worden. 
Das ist in einer Demokratie so, das 
muß man akzeptieren, auch wenn 
es persönlich schmerzt.“ 

Albrecht Herold (63) lernte im 
saarländischen St. Ingbert den Be- 
ruf des Drehers. 1946 trat er dem 
damaligen Industrieverband Me- 
tall bei. Ab 1956 arbeitete er als 
Jugendsekretär in der Verwal- 
tungsstelle Saarbrücken und wur- 
de 1960 dort Erster Bevollmächtig- 
ter. 1961 erfolgte die Wahl zum 
Mitglied des IG Metall-Beirats und 
1974 zum ehrenamtlichen Vor- 
standsmitglied. Herold ist politisch 
tief in der Sozialdemokratie ver- 
wurzelt. Seit 1965 ist er Mitglied 
des saarländischen Landtages, seit 
1980 dessen Präsident. „Er hat“, so 
Franz Steinkühler, „die politische 
und gewerkschaftliche Landschaft 
des Saarlandes mitgeprägt.“ 

Alfred Prezewowsky (60) machte 
eine Lehre zum Kraftfahrzeugme- j 
chaniker. Nach einer Zeit der Ar- 
beitslosigkeit fand er 1952 wieder | 
einen Arbeitsplatz: als Elektro- j 
Schweißer bei der HDW in KieJ- 
Prezewowsky, seit Ende der vierzi' j 
ger Jahre Mitglied der IG Metall' 
wurde 1957 Betriebsratsmitglied 
bei Hagenuk in Kiel, später Be- 
triebsratsvorsitzender. 1959 dam1 

Mitglied der Ortsverwaltung, 196^1 
Zweiter Bevollmächtigter und 
1976 Erster Bevollmächtigter deri 
Verwaltungsstelle Kiel. 

Er gehörte zu den Metallerinncllj 
und Metallern, die 1956/57 
längsten Streik in der Geschieh^ 
der Organisation die Lohnfortzah 
lung im Krankheitsfall für Arbeitf 
erkämpft hatten. Von 1967 h|S 

Aus dem Vorstand verabschiedet (von lin r 

Horst Klaus, Albrecht Herold, Gertraud ^ 

mann, Karlheinz Weihs. Nicht im Bild: l“1 

Heinz Hiesinger, Alfred Prezewowsky 
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r 1983 war er für die SPD Mitglied 
des Kieler Landtags, seit 1989 eh- 

> fenamtliches Vorstandsmitglied 
der IG Metall. 

Karlheinz Weihs (61) wurde in 
, Duisburg geboren, wo er nach dem 

Krieg den Beruf des Drehers bei der 
Thyssen Stahl AG erlernte. 1954 
"'urde er Mitglied der IG Metall, 
!956 Betriebsrat, 1972 Betriebs- 
ratsvorsitzender und 1983 Vorsit- 
2ender des Konzernbetriebsrats. 

’ 1980 kam er als ehrenamtliches 
Mitglied in den Vorstand der IG 

| Metall. „Er ist kein Mann der gro- 
ßen Worte“, würdigte Franz Stein- 
kühler die Leistung von Karlheinz 
7eihs bei der Verabschiedung, „er 

( 
lsl ein Mann der Tat.“ Ohne Leute 
W|e ihn, die an der Basis arbeiteten, 
Sei »die IG Metall nicht denkbar“. 

in 

Gertraud Hoffmann (50) arbeitete 
nach der kaufmännischen Berufs- 
Schulebei der Deutschen Versiche- 
^ng und dann im VEB-Kombinat 
Medizin und Labortechnik ir 

eipzig. Im Juni 1990 wurde sie Be 
hebsratsvorsitzende der Deut- 

Schen Med-Lab GmbH in Leipzig 
Uricl später Konzembetriebsrats- 
v°rsitzende. Seit 1991 arbeitet sie 
lri der Verwaltungsstelle Leipzig. 

Franz Steinkühler lobte die par- 
e'lose und in der Bürgerbewegung 
er DDR engagierte Kollegin bei 
er Verabschiedung: Sie habe „im- 

^ er wieder bewußt gemacht, daß 
nter ,jen Arbeitslosenzahlen 
'-üicksale von Menschen stehen“. 

^eu im 
Vorstand 

li- 
ef 
>is 

5 

Joachim Töp- 
pel (45) stammt 
aus Neustadt in 
Sachsen. Nach 
seiner Lehre als 
Orgelbauer von 
1963 bis 1966 
arbeitete Töp- 
pel als Tischler 
im Betrieb sei- 

Dat c,ltern- 1969 wechselte er als 
bin

e
t
nVerarbeiter zum VEB-Kom- 

t^e Fortschritt Landmaschinen 
teila ac^\ T973 wurde er dort Ab- 
VQf, nßs*eiter. Im Betrieb war er 
tHan 

9^4 bis 1978 Vertrauens- 
atmi; Ünd 'n der Wendezeit ehren- 

1990 Gr Vorsitzender. 
Mitg]- wurde er ehrenamtliches 
Vorat

led des geschäftsführenden 
Undd ndes der IG Meta11 (°st) 
Sion ^ sächsischen Tarifkommis- 
taH'Be • 1 Sekretär ir> der IG Me- 
Pe) d 

Zlrks'edung Dresden. Töp- 
bekan r nie Mitglied der SED war, 

e s’ch vor den Delegierten 
KR. 21/,., 
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zu seiner DDR-Vergangenheit: 
„Ich war kein Revolutionär. Ich 
reihe mich nicht in die Reihe derer 
ein, die sagen, sie seien schon im- 
mer gegen die DDR gewesen.“ In 
Hamburg wurde er - als erster 
Ostdeutscher - zum geschäftsfüh- 
renden Vorstandsmitglied ge- 
wählt. 

Yilmaz Kara- 
hasan (54) wur- 
de im türki- 
schen Zongul- 
dak geboren. 
Nachdem er in 
der Türkei im 
Bergbau als 
Elektriker gear- 
beitet hatte, 

kam er 1958 in die Bundesrepu- 
blik, wo er als Elektromonteur bei 
Siemens in der Oberpfalz anfing. 
Von 1960 bis 1962 leistete er sei- 
nen Militärdienst in der Türkei. 
1963 ging Karahasan als Betriebs- 
elektriker zu den Kölner Ford- 
Werken, 1964 als Sozialberater 
zum Bezirksverband Mittelrhein 
der Arbeiterwohlfahrt in Köln. 
Nach seinem Studium an der So- 
zialakademie Dortmund wurde 
Karahasan Gewerkschaftssekretär 
in der IG Metall-Vorstandsverwal- 
tung in Frankfurt. Gewerkschaftli- 
ches Denken und Handeln wurde 
Karahasan, wie er selbst sagt, „in 
die Wiege gelegt“. Sein Vater war 
Mitbegründer und langjähriger 
Vorsitzender der türkischen Berg- 
arbeiter-Gewerkschaft. Karaha- 
san, seit 1962 Mitglied der IG Me- 
tall und seit 1963 der SPD, wurde 
als erster ausländischer Kollege in 
Hamburg in den geschäftsführen- 
den Vorstand gewählt. 

Horst Schu- 
prkt (56) mach- 
te von 1951 bis 
1954 eine Aus- 
bildung als Ma- 
schinenschlos- 
ser. Ab 1955 ar- 
beitete er bei 
der Vereinigten 

M Rohrleitungs- 
Düsseldorf, dann bei der Nie- 

•rheinischen Maschinenfabrik 
iderich und ab 1957 bei der 
yssen Stahlbau Ruhrort. 1966 
rde er dort qualifizierter Vor- 
chner, 1967 Kolonnenführer 
J 1976 Vorarbeiter. 1974 wurde 
mpritt Betriebsratsmitglied, seit 
r8 ist er in dieser Funktion frei- 
tellt. 1984 wurde er Betriebs- 
ivorsitzender, Mitglied des Auf- 
titsrats der Thyssen Stahl und 
: Gesamtbetriebsrats, 1985 des 
nzernbetriebsrats. In Hamburg 
hl ten ihn die Delegierten zum 

ehrenamtlichen Vorstandsmit- 
glied. 

Klaus Bischoff 
(49) arbeitete 
nach seiner 
Lehre in den 
Jahren 1960 bis 
1963 als Kauf- 
mann. 1965 war 
er erst Volontär 
in der Bezirks- 
leitung Frank- 

furt der IG Metall und kam dann in 
die Verwaltungsstelle Darmstadt. 
Bischoff ist seit 1960 Gewerk- 
schaftsmitglied und seit 1961 Mit- 
glied der SPD. Von 1977 bis 1982 
war er Mitglied im Berufsbildungs- 
ausschuß der IG Metall, seit 1981 
Erster Bevollmächtigter der Ver- 
waltungsstelle Worms und seit 
1990 Mitglied der Bezirkskommis- 
sion im Bezirk Frankfurt. Bischoff 
wurde in Hamburg zum ehrenamt- 
lichen Vorstandsmitglied gewählt. 

Petra Philipps 
(37) machte ih- 
re Lehre zur In- 
dustriekauffrau 
bei der Firma 
Witte in Iser- 
lohn. Dort ar- 
beitete sie ab 
1973 zuerst als 
kaufmännische 

Angestellte, dann als Sachbearbei- 
terin in der Rechnungskontrolle. 
1977 wurde Petra Philipps, die par- 
teipolitisch in der CDU engagiert 
ist, Mitglied der IG Metall. 1979 
wurde sie Vertrauensfrau in ihrem 
Betrieb, 1980 Mitglied des Be- 
triebsrates, dessen stellvertretende 
Vorsitzende sie 1985 und Vorsit- 
zende 1989 wurde. Sie ist Kassen- 
revisorin der Verwaltungsstelle 
Iserlohn. In Hamburg wurde sie 
zum ehrenamtlichen Vorstands- 
mitglied gewählt. 

Karla Birk- 
mann (42) be- 
gann ihre Fach- 
arbeiter-Aus- 
bildung zur 
Elektromecha- 
nikerin 1966 im 
Geräte- und 
Reglerwerk 
Leipzig. Dort 

arbeitete sie ab 1969 erst als Labor- 
mechanikerin, dann in der Berufs- 
ausbildung und ab 1972 als Elek- 
tromechanikerin. Im April 1991 
wurde sie freigestelltes Betriebs- 
ratsmitglied, im Dezember 1991 
Betriebsratsvorsitzende. Karla 
Birkmann, die seit 1966 Gewerk- 
schaftsmitglied ist, gehörte und ge- 
hört keiner Partei an. Seit 1991 ist 
sie Vorsitzende des Frauenaus- 
schusses der Verwaltungsstelle 
Leipzig. Der Gewerkschaftstag 
wählte sie in Hamburg zum ehren- 
amtlichen Vorstandsmitglied. 

Klaus Mehrens 
(49) wurde in 
Ostpreußen ge- 
boren. Nach 
dem Abitur stu- 
dierte er Volks- 
wirtschaft. Ab 
1970 arbeitete 
er an einem 
Forschungs- 

projekt der Ebert-Stiftung, ab 1973 
im Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft. 1975 kam Meh- 
rens zur Vörstandsverwaltung der 
IG Metall, zuerst in die Wirt- 
schaftsabteilung, dann als Leiter 
der Grundsatzabteilung. Seit 1989 
ist das SPD-Mitglied Mehrens Er- 
ster Bevollmächtigter in Hamburg. 
Die Delegierten wählten Mehrens, 
der seit 1971 Gewerkschaftsmit- 
glied ist, zum ehrenamtlichen Vor- 
standsmitglied. 

Der Kontrollausschuß nach der Wahl (von links): Heinz Kaiser, Reinhard Bülitz, Erwin 
Gößelein, Walter Kaufmann, Gerhard Ziems, Hermann Günkel, Hans Hirsch, Dieter Knaack. 
Nicht im Bild: Ernst Eisenmann 



17. ORDENTLICHER GEWERKSCHAFTSTAG DER IG METALL: GRUNDSATZREFERAl 

MAuf dem „Gewerk- 
schaftstag Eins“ nach 

Wiedervereini- 
^^■^^Agung standen 

Mittelpunkt des 
Grundsatzreferates von Franz 
Steinkühler die soziale Einheit 
Deutschlands, ein „Demokratie- 
Pakt“ gegen Rechtsradikalismus, 
die politische Zukunft Europas 
und der Kampf gegen weiteren 
Sozialabbau. METALL dokumen- 
tiert Auszüge aus der zweiein- 
halbstündigen Rede. 

Die Ereignisse des Jahres 1989 — 
und auch die Zeit danach — haben 
erneut bewiesen: Geschichte ist 
kein kontinuierlicher Prozeß, kei- 
ne lineare Fortschreibung von heu- 
te nach morgen. Ich betrachte es als 
Glück, diese Zeit miterlebt zu ha- 
ben, trotz all der Folgen, die wir 
auch heute nur zum Teil übersehen 
können. Wer kann je den Jubel über 
das Zerbrechen der Berliner Mauer 
am 9. November 1989 vergessen, als 
die Menschen, die 28 Jahre durch 
sie getrennt waren, einander in die 
Arme fielen und selbst noch ihre 
Wächter umarmten? 

Langer Kampf 
Wir erinnern uns: Vor drei Jah- 

ren und einem Monat sprach der 
damals noch mächtige und heute 
Mitleid erheischende Erich Ho- 
necker einen Satz gelassen aus: 
„Den Sozialismus in seinem Lauf 
halten weder Ochs noch Esel auf.“ 

Weder „Ochs“ noch „Esel“, son- 
dern Menschen brachten ein er- 
starrrtes, inhumanes System, ein 
Obrigkeitsregime, das die elemen- 
taren, demokratischen Rechte mit 
Füßen trat, zu Fall. 

Dieses System, das sich wagte, 
sozialistisch zu nennen, hatte 
nichts mit den humanen Idealen 
gemein, die unsere Vorvorväter 
und -mütter einst formulierten. Ih- 
ren Idealen - Gerechtigkeit, Frei- 
heit, Demokratie, Solidarität - füh- 
len wir uns nach wie vor und heute 
erst recht verpflichtet. 

Wir haben in langem Kampf ei- 
nes unserer großen Ziele erreicht: 
die 35-Stunden-Wöche. Dafür ha- 
ben wir eineinhalb Jahrzehnte de- 
battiert und gestritten, geworben, 
verhandelt und gestreikt. Dafür hat 
man uns „dumm und töricht“ ge- 
scholten. Dafür haben wir Solidari- 
tät praktiziert und Opfer gebracht: 
für Hunderttausende, die ohne Ar- 
beit sind, für Millionen, die in Ar- 
beit stehen. 

Ohne die fixierte Arbeitszeitver- 
kürzung wäre die Arbeit noch 
schlechter verteilt und die Zahl der 
Arbeitslosen bedeutend höher. 
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Franz Steinkühler. „Wir werden den Angriff auf den Sozialstaat gemeinsam abwehren - mit dem Protest in 

„Demokratie-Pa 
Und dennoch: Im letzten Monat 

vermeldete diese Republik in Ost 
und West über drei Millionen regi- 
strierte Arbeitslose. Die ist bedrük- 
kende Realität. Wir wollen und 
werden uns damit nicht abfinden. 
Drei Millionen Arbeitslose sind 
drei Millionen zu viel! 

Die Jahre seit unserem letzten 
Gewerkschaftstag in Berlin haben 
die IG Metall in einem selten ge- 
kannten Maße gefordert. Nach- 
dem die Mauer fiel, war der Aufbau 
einer neuen Gewerkschaftsorgani- 
sation in der ehemaligen DDR an- 
gesagt. Wir haben diese kräftezeh- 
rende, aber für unsere Zukunft 
zentrale Aufgabe gemeistert. 

Der Aufbau der 34 Verwaltungs- 
stellen und der Bezirke konnte bei 
allen Schwierigkeiten und Schwä- 
chen nur gelingen, weil Menschen 
bereit waren, ihn zu ihrer Sache zu 
machen, „Ossis“ wie ,;Wessis“. Im 
zweiten Jahr der Einheit sind bei 

vielen die Freudentränen vom 9. 
November 1989 getrocknet. Nicht 
die Umwälzung der Arbeits- und 
Lebensweise ist dafür der Grund, 
sondern die Dramatik des wirt- 
schaftlichen Niederganges und der 
sozialen Kluft. Sie dokumentieren 
das Versagen von Politik und Wirt- 
schaft. 

Herrschende Lehre 
Die industrielle Produktion ist in 

den neuen Ländern auf ein Drittel 
des Niveaus von 1989 abgesackt, 
die Zahl der Beschäftigten wurde 
um vier Millionen dezimiert. Wir 
haben leider recht behalten: Die 
herrschende Lehre der Wirt- 
schaftspolitik und ihre Anhänger 
haben ihr Waterloo erlebt. Aller- 
dings auf unsere Kosten. 

Ich frage diese Bundesregierung: 
Wollt Ihr Zusehen, bis sich im 
Osten dieser Republik kein Rad 

mehr dreht? Glaubt denn ein6' 
der noch einigermaßen bei 
nunft ist, daß aus der Emiedrigul;1 

von Millionen Menschen Christ11 

che Nächstenliebe, demokratisd1' 
Bürgergesinnung und eine solidf 
rische Gesellschaft entstehen? 

Ich sage: Aus Erniedrigung C|1 

steht Haß! Aus Haß entsteht & 
wait! Haß verzehrt die Herzen, ^ 
Gewalt brennt Asylunterküfl*1 

nieder. j 
Alle Demokraten sind aufge'0 

dert, nach Antworten zu such6] 
um solche menschenverachtend 
Entwicklungen unmöglich zu i’1! 
chen. Und wenn schon ein P^.; 
dann ist einer gewiß nötig: ein 
mokratie-Pakt“. 

Diesen will ich hiermit der 
desregierung, den demokratisch 
Parteien, den Unternehmen 11 

allen gesellschaftlich relcvai’^ 
Institutionen und Gruppen ^ 
schlagen. Ich würde mir 
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ERSTEN VORSITZENDEN 

liegen Rechts 
en> daß der Bundespräsidenl 

psen Vorschlag aufgreift und zu 

!^er Initiative macht. 

Hu rfS ^ec^lt für politisch Verfolgte 
^ erhalten werden. Und dort, 

tej artgegriffen wird, muß es ver- 
t;s werden. Das Recht auf poli- 
^je Asyl ist die eine Seite, und 
au* .gliehkeit der Einwanderung 

die 
w*rtschaftlichen Gründen isl 

(]tti
an^ere Seite. Es ist dringender 

zü )e' ein Einwanderungsgesetz 
ejn gaffen. Deutschland ist längsl 

jy lnvvanderungsland geworden. 
heit

le SOz>ale Gestaltung der Ein- 
Hera'

st üie alles entscheidende 
)ullr

au!|f9rderung der neunziger 
sten ' ^'e Ungerechtigkeit der La- 
rUf, ^eilung bei der Finanzie- 
Spait er Einheit hat die soziale 
Versch'1gzw'sci1en oben und unten 
Samtnfrft'- ^'s üeute fehlt eine Ge- 
heüte ®rs'cht über die Kosten, bis 
häp k°mmt die Wahrheit nur 

henweise ans Licht. 

Statt dessen wird die einfallslose 
Leier gedreht: Die Gewerkschaften 
im allgemeinen, die IG Metall im 
besonderen verhindern mit ihrer 
Tarifpolitik nicht nur den Anstieg 
der Beschäftigung, nein, sie seien 
für den Verlust von Arbeitsplätzen 
verantwortlich. 

Wissen diese Herren eigentlich, 
wovon sie reden? Kennen sie Ein- 
kommen und Lebenshaltungsko- 
sten im Osten? Kennen sie die Mie- 
ten, die Tarife für Gas, Wasser 
Strom, das West-Preisniveau im 
Ost-Supermarkt? 

Soziales Elend 
Wir haben diese Verträge mit der 

anderen Tarifvertragspartei ausge- 
handelt, um dem wirtschaftlichen 
Niedergang nicht die flächendek- 
kende soziale Verelendung und 
damit den massenhaften Umzug in 
den Westen folgen zu lassen. Die 
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Menschen sollen in ihrer Heimat 
eine Perspektive behalten. Und da- 
zu gehören Löhne, mit denen sie 
dort leben können. 

Die EG braucht eine politische 
Verfassung, die demokratische 
und soziale Grundrechte der Ge- 
meinschaftsbürger garantiert und 
die Vielfalt der Nationen und Re- 
gionen bewahrt. 

In Maastricht wurde dieses Ziel 
nicht erreicht. Die Unternehmens- 
mitbestimmung braucht eine euro- 
päische Regelung, die Mitbestim- 
mungsflucht verhindert. Darüber 
hinaus müssen Voraussetzungen 
für europäische Tarifverträge ge- 
schaffen werden. 

Eindeutiges Ziel 
Der Betrieb muß ein Ort der 

Aussprache über Arbeitsbedingun- 
gen und Arbeitsorganisation sein, 
und die Arbeitnehmerinnnen und 
Arbeitnehmer dürfen nicht länger 
von der Mitbestimmung über den 
materiellen Inhalt der Produktion 
ausgeschlossen werden. 

„Arbeiten um zu leben“ ist keine 
Parole der Vergangenheit, sondern 
eindeutiges Gestaltungsziel einer 
von uns gewollten Arbeitspolitik 
und Unternehmensreform. Die 
Selbstverständlichkeit, daß Frauen 
und Männer arbeiten, etwas leisten 
wollen, daß sie Spaß an ihrer Ar- 
beit haben, daß sie humane Ar- 
beitsbedingungen und gerechte 
Bezahlung, daß sie mitbestimmen 
und mitentscheiden wollen, das 
muß endlich die selbstverständli- 
che Grundlage jeder zukunfts- 
trächtigen Arbeits- und Unterneh- 
menspolitik werden. 

Die Angleichung der Löhne und 
Gehälter in den neuen Bundeslän- 
dern wie vereinbart beizubehalten 
und konsequent fortzusetzen, das 
ist unser Kurs in den neuen Bun- 
desländern. Wer an die Löhne im 
Osten ran will, der hätte zwei Jahre 
Zeit gehabt, an die großen Vermö- 
gen im Westen ran zu gehen. Wer 
an die Löhne im Osten geht, der 
geht auch an die Höhe des Arbeits- 
losengeldes, der ABM-Bezahlung 
und der Renten, der legt Feuer an 
eine Lunte, die das Pulverfaß leicht 
zur Explosion bringen kann. 

Die Bundesregierung will die 
Bindekraft der Tarifverträge aushe- 
beln. Ostdeutschen Betrieben sol- 
len Lohnzahlungen unter Tarif er- 
möglicht werden, und westdeut- 
schen inzwischen auch. Das ge- 
plante Gesetz geht an die Substanz 
gewerkschaftlicher Schutz- und 
Gestaltungsmacht. Wir halten dies 
für Verfassungsbruch. Unsere Sat- 
zung schreibt uns vor, die Verfas- 
sung zu schützen. Den Herren sei 

gesagt, wir werden unsere Satzung 
einhalten. 

Die Pflegeversicherung muß um- 
gehend kommen. Der unwürdige 
Zustand, in dem sich unsere alten 
Menschen in einer Gesellschaft 
immer höherer Lebenserwartung 
befinden, verlangt eine dringende, 
solidarische Antwort. Es ist zu be- 
grüßen, daß sich die Bundesregie- 
rung und die Parteien dieses The- 
mas angenomnen haben. 

Es ist jedoch völlig unakzepta- 
bel, es zum Anlaß politischer 
Rundschläge werden zu lassen. Es 
ist eine völlig absurde Idee zu glau- 
ben, daß wir auf den Weg zur Pfle- 
geversicherung die Lohnfortzah- 
lung als Opfergabe am Wegrand 
lassen würden. 

Mit Emst und Nachdruck sage 
ich: Wir werden uns nicht nehmen 
lassen, wofür unsere Mütter und 
Väter den Kopf hingehalten haben. 
Wir werden den Angriff auf den So- 
zialstaat gemeinsam abwehren - 
mit dem Protest in den Betrieben, 
mit den Demonstrationen auf der 
Straße, mit den Wahlzetteln an den 
Urnen. Im Gegenstatz zu manch 
anderem, was uns als Gewerk- 
schaft bevorsteht, bin ich sicher: 
Hier werden wir gewinnen. 

Gerechtere Gesellschaft 
Für die Sozialpolitik der näch- 

sten Jahre, ja für die gesellschaftli- 
che Entwicklung insgesamt, stellt 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt die 
größte Herausforderung dar. Nicht 
der Sozialstaat, sondern die Ar- 
beitslosigkeit mit ihren verheeren- 
den sozialen, psychischen und fi- 
nanziellen Auswirkungen ist zu 
teuer und unbezahlbar. 

Die IG Metall hat Vorstellungen, 
wir haben Konzepte. Warum also 
sollten wir uns verstecken, warum 
diese und jede andere Regierung 
verschonen, sich mit unserem Vor- 
stellungen auseinanderzusetzen? 
Da wir unsere Verantwortung 
ernst nehmen, gehören zu unseren 
Gesprächs- und Diskussionspart- 
nern auch der Kanzler und Bun- 
desminister. Wer meint, darauf ver- 
zichten zu können, dem sage ich: 
Hochmut kommt vor dem Fall. 
Und es ist hochmütig und Aus- 
druck von Allmachtphantasien, 
die eigene Rolle in dieser Gesell- 
schaft zu überschätzen. 

Wir kämpfen dafür, daß der 
Schwache nicht länger schwach 
bleibt, der einzelne nicht allein, der 
Fremde nicht fremd und der Ab- 
hängige nicht wehrlos. Wir wollen 
Gleichberechtigung, wir wollen ei- 
ne gerechtere Gesellschaft. Das ist 
unsere Vision. Das ist mein Traum, 
und ich hoffe, das ist auch Eurer. 
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Eine wahre Mammut- 
Aufgabe bewältigten 
die 770 Delegierten in 
Hamburg: An insge- 
samtfünfTagen berie- 
ten und entschieden 
sie über 748 Anträge, 
19 Ergänzungs- und 
fünf Initiativanträge. 
Das Ergebnis der Be- 
ratungen: An einigen 
Stellen wurde die Sat- 
zung der IG Metall 
überarbeitet, in sieben 
Entschließungen be- 
stimmten die Delegier- 
ten die Positionen und 
die Forderungen der 
Gewerkschaft für die 
Zukunft. 

22 A 

Abstimmung auf dem Gewerkschaftstag: Das Profil der IG Metall als Interessenbewegung und soziale Reformkraft herausgearbeitet 

Satzung 
In einigen Punkten wurde auf 

dem Gewerkschaftstag in Ham- 
burg die Satzung der IG Metall ge- 
ändert. Insgesamt lagen dazu 142 
Anträge vor. Vor allem die Rechte 
von Jugendlichen und Senioren 
wurden gestärkt. 

Weil die IG Metall nach der 
deutschen Einheit größer gewor- 
den ist, wurden auch Vorstand und 
Kontrollausschuß vergrößert. Die 
Zahl der ehrenamtlichen Vor- 
standsmitglieder stieg von 19 auf 
25, die Zahl der Beisitzer im Kon- 
trollausschuß von sechs auf sieben. 
Damit wurden die bisherigen 
Übergangs-Vorschriften in der Sat- 
zung festgeschrieben. 

Rentner können in Zukunft 
wählen, ob sie von der Verwal- 
tungsstelle an ihrem ehemaligen 
Arbeitsort oder an ihrem Wohnort 

betreut werden wollen. Damit kön- 
nen Senioren - wenn sie wollen - 
in der Verwaltungsstelle am ge- 
werkschaftlichen Leben teilneh- 
men, in deren Bereich sie erwerbs- 
tätig waren. Jugendliche Gewerk- 
schaftsmitglieder können in Zu- 
kunft auch dann in die Ortsverwal- 
tung gewählt werden, wenn sie der 
Gewerkschaft seit mindestens 
zwölf Monaten angehören; bisher 
war das erst nach 36monatiger Mit- 
gliedschaft möglich. 

Ausgiebig diskutierten die Dele- 
gierten, ob die Gewerkschaftstage 
in Zukunft alle vier - statt wie bis- 
her alle drei - Jahre abgehalten 
werden sollen und die Amtsdauer 
der Ortsverwaltungen ebenfalls auf 
vier Jahre verlängert wird. Die De- 
legierten entschieden sich entge- 
gen dem Vorstandsvorschlag, den 
bisherigen Turnus beizubehalten. 

Umfassend beraten wurde die Fi- 

nanzausstattung der Verwaltung* 
stellen. Die Delegierten folgten ßl 

nem Vorschlag des Vorstand^] 
Danach werden kleine Verv'31 

tungsstellen bei den Einnahme| 
besser gestellt, während größere|f 

Zukunft etwas weniger erhalten’ 
Die beschlossene Staffele1’* 

sieht vor, daß kleinere VerWy 
tungsstellen - mit bis zu 3000 Vo 
beitragszahlem - 60 Prozent ih , 
Beitragseinnahmen für die örtlic|1 f 
Arbeit erhalten. Je größer die 1 
waltungsstelle ist, desto gering1; ( 
ihr prozentualer Anteil. Vef'^S I 
tungsstellen mit mehr als 18^: f, 
Vollbeitragszahlern erhalten ' u 
Prozent. Die bisherige Satz1" ^ 
wies den Verwaltungsstellen z i $i 
sehen 38 und 23 Prozent zu. 
die neue Regelung werden A I IU V. 1 \^£V_1 V41 !£, VV W W , M 

von drei Verwaltungsstellen he*’ 
gestellt, eine von zehn et | 
schlechter. 

fa 
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Allgemeine 
' • Gewerkschaftspolitik 

^’»Zentrale Herausforderung“ sei 

au Lnach ^er politischen Einheit die soziale Einheit zu ver- 
Qg liehen“, heißt es in der vom 
£ "'eekschaftstag verabschiedeten 
lyj ^licßung 1. Es existiere ein 
)a 

an Ungleichheit in Deutsch- 

Zud W'C noc^ n’e se*t Kriegsende. 
te y6111 wachse sich „die ungerech- 
leri p^eiiung der Kosten der sozia- 
Dje 

ln^eit zu einem Skandal aus“, 
keb notwendige Angleichung der 
Rer easverhältnisse erfordere „grö- 
UJJJ -^wachsraten bei Produktion 
un(j Beschäftigung, bei Löhnen 
Scbp ^"^icommen in den ostdeut- 

^ n ßundesländem. 
dyna

Ür^ »die zerstörerische Eigen- 
Wr der kapitalistischen 
fall jCaa^sordnung und den Weg- 

er Systemkonkurrenz werde 

? ^ 2l/23. 

es für Gewerkschaften noch 
schwieriger, diesem Wirtschafts- 
und Gesellschaftssystem „die so- 
ziale Dimension abzuringen“. 
Während so die Durchsetzungs- 
kraft eingeengt werde, wüchsen 
andererseits die Ansprüche der 
Menschen an die Gestaltungs- und 
Schutzaufgaben der Gewerkschaft. 
Deshalb „bleibt es angesichts 
marktradikaler Gegenbewegungen 
unverzichtbar, daß die IG Metall 
ihre Fähigkeit zum Konflikt erhält 
und neu begründet“. 

Die IG Metall müsse daher ihr 
Profil „als gesellschaftliche Gestal- 
tungsbewegung, als Interessenver- 
tretung und Träger der sozialen Re- 
form“ bei den Mitgliedern wie in 
der Öffentlichkeit noch stärker 
herausarbeiten. Von entscheiden- 
der Bedeutung für die zukünftige 
Gestaltungskraft der IG Metall sei 
die „Stärkung der gewerkschaftli- 
chen Verankerung in den Betrie- 
ben“. Auch müßten die gewerk- 
schaftlichen Organisationsstruktu- 
ren „überprüft und verbessert“ 
werden. 

Die Gewerkschaften verstanden 
sich schon immer „als Teil der de- 
mokratischen Reformbewegung“. 
Vordringlich sei jetzt die „Fortent- 
wicklung des Grundgesetzes mit 
einer stärkeren Betonung sozial- 
staatlicher und demokratischer 
Elemente“. Dazu zählten die Ga- 
rantie des Streikrechts und das 
Verbot der Aussperrung, die Rück- 
nahme des Anti-Streikparagra- 
phen 116 Arbeitsförderungsgesetz, 
die verfassungsrechtliche Absiche- 
rung der paritätischen Mitbestim- 
mung auf allen Ebenen und die 
Stärkung des Demokratiegedan- 
kens durch mehr direkte Beteili- 
gung des Volkes. 

Nach einer bewegenden Debatte 
stellte der Gewerkschaftstag klar: 
„Verantwortliches Handeln als 
Teil dieser Welt verlangt das unein- 
geschränkte Recht auf Asyl und ei- 
ne faire und menschliche Praxis für 
Flüchtlinge und Einwanderinnen 
und Einwanderer. Die Artikel 16 
(politisches Asyl) und 19 (Garantie 
des Rechtsweges) müssen unange- 
tastet bleiben.“ Durch ein Gesetz 
müsse die Einwanderung geregelt 
werden. 

Leidenschaftlich verurteilten die 
Delegierten des Gewerkschaftsta- 
ges die Gewalttaten und Gewaltpa- 
rolen neofaschistischer und rechts- 
radikaler Gruppen. Sie forderten, 
„gemeinsam mit allen demokrati- 
schen Kräften gegen jegliche Form 
von Rechtsextremismus, Rassis- 
mus und Menschenfeindlichkeit 
im Betrieb, am Arbeitsplatz und in 
der Gesellschaft anzutreten“. Aus- 
ländische Arbeitnehmer, Asylbe- 

werber und Aussiedler dürften 
nicht zu Sündenböcken für soziale 
Mißstände in der Bundesrepublik 
gemacht werden. 

Schützend stellt sich die IG Me- 
tall vor die ausländischen Kolle- 
ginnen und Kollegen. Ihre rechtli- 
che und politische Gleichstellung 
sei überfällig. Sie lebten seit langen 
Jahren mit uns, und deshalb müß- 
ten ihnen alle bürgerlichen Rechte 
zuerkannt werden. Auch wurde die 
Möglichkeit einer doppelten 
Staatsangehörigkeit für Ausländer 
und Deutsche gefordert. Ein Anti- 
Diskriminierungsgesetz müsse 
ausländerfeindliche Äußerungen 
und Verhaltensweisen unter Strafe 
stellen. 

Der Gewerkschaftstag verurteil- 
te auch „die politische Diskussion 
aus dem konservativen Lager, die 
die Stimmung in Teilen der Bevöl- 
kerung gegen die Ausländer an- 
heizt. Wir fordern die Bundesregie- 
rung auf, ein Konzept für ein fried- 
liches Zusammenleben zwischen 
deutschen und ausländischen Bür- 
gern vorzulegen, bevor es zu ei- 

V HBM 
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Zeitdruck: An zwei Tagen wurde bis in die 
Nacht hinein diskutiert 

ner noch größeren Eskalation 
kommt.“ 

Die Delegierten verabschiedeten 
weitere Einzelanträge, in denen ein 
Verbot aller Rüstungsexporte und 
Anstrengungen zur Rüstungskon- 
version gefordert werden. Gebilligt 
wurde auch ein Antrag, der einen 
flächendeckenden Ausbau von 
Kindertagesstätten verlangt, um 
Frauen (wie Männern) eine Chan- 
ce zu geben, Familie und Beruf ver- 
einbaren zu können. 

Entwicklung 
• der Organisation 

Grundsätze und Grundstruktu- 
ren der gewerkschaftlichen Orga- 
nisation haben sich bewährt. 
Wachsende und geänderte Anfor- 
derungen an die IG Metall verlan- 
gen aber eine Weiterentwicklung 

und zusätzliche neue Formen der 
Arbeit. „Alle organisatorischen 
Stärken und Schwächen müssen 
unvoreingenommen diskutiert, 
,Erbhöfe“ abgebaut und sinnvolle 
Handlungsalternativen geschaffen 
werden“, heißt es in der Entschlie- 
ßung des Gewerkschaftstages zur 
Organisationsentwicklung (E 2). 

Die Entschließung benennt Ent- 
wicklungen und Erkenntnisse, die 
Änderungen unausweichlich ma- 
chen, und schlägt Lösungsansätze 
und zu erprobende Formen ge- 
werkschaftlicher Arbeit vor. 

„Trotz der formal abgeschlosse- 
nen Einheit gibt es in Deutschland 
zwei Gesellschaften mit verschie- 
denen politischen, sozialen und 
materiellen Bedingungen. Die 
Chancen und Bewußtseinslagen 
der in ihnen lebenden Menschen 
sind sehr verschieden“, heißt es in 
der E 2. Ökologische Krisen, neue 
Erkenntnisse der Naturwissen- 
schaften- „wurden zur Grundlage 
neuer Technologien und Organisa- 
tions- wie Kommunikationsstruk- 
turen. In der Wirtschaft werden 
traditionelle Produktionskonzepte 
brüchig.“ 

Die Entschließung weist darauf 
hin, daß die Zusammensetzung der 
IG Metall-Mitgliedschaft den Be- 
schäftigtenstrukturen der 50er und 
60er Jahre entspricht und der Orga- 
nisationsgrad in den letzten Jahren 
gesunken ist. „In den nächsten Jah- 
ren müssen wir mit stagnierenden, 
wahrscheinlich sinkenden Mitglie- 
derzahlen, geringeren Beitragsein- 
nahmen und ungleichen Kosten- 
strukturen der Verwaltungsstellen 
der IG Metall rechnen. Es wird für 
mehr Aufgaben weniger Geld und 
Zeit geben.“ 

Der Betrieb bleibt Grundlage ge- 
werkschaftlicher Arbeit, sagt die 
E 2. „Die IG Metall bleibt eine zen- 
trale, demokratisch aufgebaute Or- 
ganisation mit starken, dezentralen 
Einheiten.“ Eine veränderte Ar- 
beitsorganisation sowie ein koope- 
rativer und beteiligungsorientierter 
Führungsstil sind Voraussetzun- 
gen für Erfolg. 

Die Entschließung fordert die 
Prüfung, welche Aufgaben mit 
Vorrang bearbeitet, wie die Aufga- 
ben zwischen Verwaltungsstellen, 
Vorstand und Bezirken wahrge- 
nommen werden sollen, welche 
Funktionen die Bildungsarbeit lei- 
sten soll. Als Möglichkeiten führt 
die Entschließung Projektarbeit, 
Arbeitskreise, erweiterte Aus- 
schußsitzungen und themenzen- 
trierte Angebote an. Auch das Be- 
stehen und die Arbeitsweise von 
Fachabteilungen soll überprüft 
werden. 

Zwischen Verwaltungsstellen 
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soll ein besserer Informationsaus- 
tausch ermöglicht werden. Über 
das Vorgehen zur Organisations- 
diskussion und -entwicklung sagt 
die Entschließung: „Es ist sinnvoll, 
eine Reihe von parallelen Initiati- 
ven zu fördern, die sich im Verlauf 
des Prozesses ergänzen.“ 

Zum Themenbereich der E 2 be- 
schloß der Gewerkschaftstag zehn 
Einzelanträge, in denen es unter 
anderem heißt: 

Frei werdende Stellen in Orts- 
verwaltungen, Bezirksleitungen 
und Vorstand sollen mehr als bis- 
her bevorzugt mit Kolleginnen be- 
setzt werden, bis der Anteil der 
Frauen auf allen Funktions- und 
Hierarchieebenen mindestens dem 
Anteil der Frauen an den Mitglie- 
dern entspricht. 

In einem Initiativantrag verlan- 
gen die Delegierten, die DGB-Ju- 
gendzeitschrift ’ran zu erhalten. 

In einem weiteren Initiativantrag 
fordert der Gewerkschaftstag den 
Vorstand auf, Initiativen zu unter- 
stützen, die Aktivitäten von Scien- 
tology, insbesondere in den Betrie- 
ben, zu verhindern. In METALL, 
„Der Gewerkschafter“ und in der 
Bildungsarbeit soll über Aktivitä- 
ten und Ziele von Scientology in- 
formiert werden. 

3 Tarifpolitische 
• Herausforderungen 

Die deutsche Einigung, der Wan- 
del in der Produktions- und Ar- 
beitsorganisation, die ökologische 
Erneuerung der Volkswirtschaft, 
geändertes Bewußtsein in der Ar- 
beitnehmerschaft und stärkere in- 
ternationale Einflüsse stellen die 
IG Metall vor neue Herausforde- 
rungen. In der von den Delegierten 
mit überwältigender Mehrheit ver- 
abschiedeten tarifpolitischen Ent- 
schließung (E3) wird benannt, wie 
die IG Metall diesen Herausforde- 
rungen begegnen will. 

Basis gewerkschaftlicher Tarif- 
politik bleibt die „engagierte Be- 
triebspolitik“. Angesichts des gi- 
gantischen Umverteilungsbedarfs 
von West nach Ost und von Nord 
nach Süd werden Unternehmer 
und konservative Politik versu- 
chen, den Lohnverzicht durchzu- 
setzen. In diesen Verteilungskon- 
flikten, die sich dramatisch ver- 
schärfen werden, wird die IG Me- 
tall versuchen, „solidarische Kon- 
zepte der Umverteilung“ mit einer 
Tarifpolitik „zur Sicherung und 
Verbesserung der Realeinkommen 
zu verknüpfen“. 

Die „Tarifreform 2000“ soll der 
Erwerbsarbeit der Zukunft einen 
neuen Rahmen geben. Mehrere 
Ziele werden dabei angestrebt: 

Delegierter 

vor dem Prösidium: 
Neuen Herausforderungen 
offensiv begegnen 

• attraktive Arbeit, 
• menschengerechte und zumut- 
bare Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen, 
• mehr betrieblicher Gesund- 
heits- und Umweltschutz, 
• mehr Chancengleichheit für 
Frauen, 
• mehr Demokratie im Arbeitsall- 
tag. 

Eine wichtige Bedeutung haben 
gemeinsame Entgeltrahmen- und 
Manteltarifverträge, um struktu- 
relle Benachteiligungen zu beseiti- 
gen und qualitative Verbesserun- 
gen für die Arbeitnehmer zu si- 
chern. 

Dauer, vor allem aber Lage und 
Verteilung der Arbeitszeit bleiben 
„im Zentrum gesellschaftlicher 
und betrieblicher Auseinanderset- 
zungen“. Auf jeden Fall muß die 
vereinbarte Arbeitszeitverkürzung 
zur 35-Stunden-Woche im Westen 
und zur 38-Stunden-Woche im 
Osten verwirklicht werden. Auch 
der Abbau von Mehrarbeit und 
besserer Schutz der Teilzeitbe- 

schäftigten bleibt auf der Tagesord- 
nung. 

Die Delegierten betonten das 
Ziel, die Arbeitszeit sozial zu ge- 
stalten. Das heißt insbesondere, 
das freie Wochenende zu sichern, 
Schichtarbeit einzugrenzen, die 
Kampagne gegen Nachtarbeit fort- 
zusetzen und familienfreundliche 
Arbeitszeiten zu fördern. Dazu ge- 
hört, daß Väter und Mütter von 
Kindern bis zum zehnten Lebens- 
jahr sich leichter teilweise von der 
Arbeit freisteilen lassen können 
und ein zeitlich befristetes ruhen- 
des Arbeitsverhältnis mit Rück- 
kehrgarantie ermöglicht werden 
soll. 

Auch international werden die 
Herausforderungen für die IG Me- 
tall größer. Verschärfter Wettbe- 
werb und der EG-Binnenmarkt 
verlangen, die Tarifpolitik interna- 
tional besser zu koordinieren. Da- 
zu gehört eine „intensivere Abspra- 
che“ mit Arbeitnehmerorganisatio- 
nen auf europäischer Ebene, die 
Vorbereitung gemeinsamer und 
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gleichzeitiger Aktionen und es gilt, 
Voraussetzungen für gemeinsame 
Tarifverträge in mehreren europäi- 
schen Ländern zu schaffen. 

Um überhaupt tarifpolitische 
Ziele durchsetzen zu können, muß 
das Streikrecht verteidigt und die 
Streikfähigkeit gesichert werden. 

In der tarifpolitischen Entschlie- 
ßung wird dazu betont, daß „der 
Paragraph 116 Arbeitsförderungs- ( 

gesetz in der heutigen Form besei- ' 
tigt werden muß“. 

Nach längerer Diskussion wur- 1 

den Anträge abgelehnt, die einen 
besonderen tariflichen Schutz für ! 
Vertrauensleute forderten und 
dem IG Metall-Vorstand die Mög- 
lichkeit nehmen oder einschrän- 
ken wollten, Empfehlungen für Ta- 
rifforderungen abzugeben. 

4Belriebspoli«ik und 
• Mitbestimmung 

Gewerkschaftliche Betriebspoli' 
tik ist „das Fundament erfolgrei- 
cher Gewerkschaftspolitik“. Dar- 
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über waren sich die Delegierten ei- 
nig, als sie die Entschließung 4 zur 
»Gewerkschaftlichen Betriebspoli- 
ük und Mitbestimmung“ berieten. 
Vor allem im Betrieb kann die IG 
Metall ihre Schutz- und Gestal- 
tungsfunktion wahrnehmen, Ver- 
hauen gewinnen, dort kann sie ak- 
tiv und lebendig sein. 

Vor immensen Herausforderun- 
gen stehen die Betriebsräte und 
Vertrauensleute: In den neuen 
Bundesländern haben sie mit der 
Deindustrialisierung zu kämpfen, 
ln den alten setzen sie sich mit den 
Bisiken und Chancen neuer Unter- 
lehmensstrategien auseinander, 
fit Konzentrations- und Spal- 
tungsprozessen. In kleineren Be- 
trieben fällt es schwer, Interessen- 
'frtretungen zu installieren, Groß- 
betriebe agieren über nationale 
Grenzen hinaus. Die Interessen 
der Beschäftigten, mit denen die 
Betriebsräte und Vertrauensleute 
gewerkschaftliche Betriebspolitik 
durchsetzen wollen, werden im- 
f er differenzierter. 

Am Delegiertentisch: Menschengerechte Arbeitsgestaltung durchsetzen 

Ihre Arbeit zielt vor allem auf si- 
chere und geschützte Arbeits- und 
Ausbildungsplätze, auf sichere 
Einkommen und eine „aktive Ein- 
kommenspolitik“, auf umfassende 
Aus- und Weiterbildung, men- 
schengerechte Arbeitsgestaltung 
und gesunde Arbeitsbedingungen 
sowie „umweltverträgliche Pro- 
duktion und Produkte“ ab. 

„Um die Lebens- und Arbeitsin- 
teressen der Arbeitnehmer durch- 
setzen zu können“, stellten die De- 
legierten fest, „brauchen wir die 
konsequente Verwirklichung von 
Mitbestimmung am Arbeitsplatz, 
in den Betrieben, in den Unterneh- 
men und in der Gesellschaft.“ 

Deshalb forderten sie eine Wei- 
terentwicklung der Betriebsverfas- 
sung. Sie wollen bei wirtschaftli- 
chen Angelegenheiten, bei der 
Neuorganisation der Betriebe, bei 
neuen Techniken, Fragen des Um- 
welt- und Gesundheitsschutzes, 
Arbeitsgestaltung und personellen 
Angelegenheiten mitbestimmen. 
„Geregelt werden muß insbeson- 
dere auch die internationale Zu- 
sammenarbeit von Betriebsräten 
und Gewerkschaften in multina- 
tional operierenden Konzernen.“ 

Der Gewerkschaftstag betonte 
seine Forderung nach „gleichbe- 
rechtigter und gleichgewichtiger 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
und ihrer Gewerkschaften auf Un- 
temehmensebene“. Nicht nur daß 
die Montanmitbestimmung ausge- 
weitet werden muß, auch die eige- 
ne Praxis soll verändert werden: 
volles Ausschöpfen der gesetzli- 
chen Regelungen, und das Verzah- 
nen aller gewerkschaftlichen und 
Interessenvertretungsebenen. Ihre 
Arbeit soll sich auch für „ökologi- 
sche, regional- und strukturpoliti- 
sche Handlungsfelder“ öffnen. 

Dabei sollen alle mitarbeiten. 
Ziel- und personengruppenbezo- 
genes Vorgehen stärkt das „demo- 
kratische Selbstverständnis, för- 
dert die Kompetenz und vertieft ge- 
werkschaftliches Bewußtsein“. 
Neben bewährten Formen der ge- 
werkschaftlichen Interessenvertre- 
tung sollen neue Arbeitsformen 
treten. 

Industriepolitik und 
• ökologischer Umbau 

Der Gegensatz zwischen politi- 
scher Einheit und sozialer Spal- 
tung muß überwunden werden. 
Dazu gehören eine aktive Arbeits- 
marktpolitik und eine aktive Re- 
gionalpolitik, die die Lebensbedin- 
gungen der Bevölkerung ebenso 
verbessern wie die Standortbedin- 
gungen der Betriebe. Die IG Metall 
verlangt von der Bundesregierung 

die Fortsetzung des Gemein- 
schaftswerkes Aufbau Ost. 

In der E 5 (Gesellschaftliche Ge- 
staltung und solidarische Finanzie- 
rung, qualitatives Wachstum, so- 
ziale Innovation, ökologischer 
Umbau) forderten die Delegierten, 
die Ersparnisse von Arbeitneh- 
mern auf freiwilliger Basis für den 
wirtschaftlichen Wiederaufbau 
Ostdeutschlands zu mobilisieren. 
Darüber hinaus soll die Gewerk- 
schaftsvorstand prüfen, wie sich 
neue Wege der Vermögensbeteili- 
gung an der Wirtschaft mit der Fi- 
nanzierung gesellschaftlicher Re- 
formen in den neuen Ländern ver- 
binden lassen. 

Die Delegierten bekräftigten au- 
ßerdem die IG Metall-Forderung 
nach einer Ergänzungsabgabe mit 
Einkommensgrenzen (60000/ 
120000 Mark für Ledige/Verheira- 
tete) und einer Investitionsabgabe 
nach dem Beispiel des Investi- 
tionshilfegesetzes von 1952. 

Zu einer aktiven Arbeitsmarkt- 
politik in Ostdeutschland gehört, 
die bestehenden Beschäftigungsge- 
sellschaften zu festigen, um daraus 
selbständige Betriebseinheiten zu 
entwickeln. 

Beschäftigungsgesellschaften 
können Arbeitsplätze nur vorüber- 
gehend sichern. Vorhandene Qua- 

lifizierungsformen müßten deswe- 
gen innovative Unternehmen wer- 
den, die in der Lage sind, Gewinne 
zu erwirtschaften. Fördermittel aus 
öffentlichen Haushalten sollten 
die regional-politische Wirksam- 
keit von Beschäftigungsgesell- 
schaften erhöhen, hieß es in einem 
Ergänzungsantrag, den die Dele- 
gierten verabschiedeten. 

Die Technik muß in den Dienst 
der Gesellschaft gestellt werden. 
Umweltbelastende Schadstoffe aus 
der Produktion und umweltschäd- 
liche Produkte dürften erst gar 
nicht anfallen. 

Damit Naturzerstörung und 
Ökoschäden endlich als Kosten- 
faktor ins unternehmerische Kal- 
kül einfließen, sind Abgaben not- 
wendig, die den Energie- und Roh- 
stoffverbrauch verteuern. 

Für Umweltinvestitionen in Ost- 
deutschland soll ein Fonds gebildet 
werden, aus dem die Beseitigung 
von Altlasten finanziert wird. In 
mehreren Anträgen wurde der 
Ausbau des öffentlichen Personen- 
und Güterverkehrs gefordert. Dar- 
über hinaus sollten ermäßigte 
„Umweltfahrkarten“ (Job-Tickets) 
der regionalen Verkehrsgesell- 
schaften eingeführt werden, um 
den Umstieg vom Auto in Busse 
und Bahnen zu fördern. 
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der Antragsberatungskommission, 
ernüchtert Bilanz. „Wir müssen 
massenhaft mobilisieren und Wi- 
derstand entwickeln“. 

Als Sauerwald das in kämpfe- 
rischer Rede vortrug, stand gerade 
die (sozialpolitische) Entschlie- 
ßung 6 zur Debatte (die auch be- 
schlossen wurde). In ihr wird ge- 
fordert, die Instrumente aktiver Ar- 
beitsmarktpolitik - Qualifizie- 
rungs- und Beschäftigungsförde- 
rung - zu verstärken (statt abzu- 
bauen). 

Zur Überwindung der Arbeitslo- 
sigkeit in Ostdeutschland, so das 
Votum der Delegierten, muß ein 
zusätzliches öffentliches Beschäf- 
tigungsprogramm her. Weitere 
Forderungen: ein vollständiges ge- 
setzliches Verbot gewerbsmäßiger 
Arbeitnehmerüberlassung und 
schärfere Kontrollen bei illegaler 
Leiharbeit. 

Die Arbeitsstandards für die 
Stammbelegschaften müssen, so 
eine weitere Forderung, auch für 
die Leiharbeiter gelten. 

Beschlossen wurde ein Ergän- 
zungsantrag, wonach Arbeitneh- 
mer über Umweltbelastungen im 
Betrieb informiert und vor ihnen 
geschützt werden müssen. Auf An- 
trag der Verwaltungsstelle Siegen 
plädiert die IG Metall für ein Ar- 
beits- und Gesundheitsschutzpro- 
gramm für Handwerksbetriebe; 
weil auch in ihnen die Arbeit mit 
gesundheitsschädlichen Stoffen 
von Jahr zu Jahr zunimmt. 

Generell werden im E 6 mehr 
Rechte für Betriebsräte im Arbeits- 
und Umweltschutz verlangt und 
Umweltausschüsse auf Betriebs- 
und Unternehmensebene. 

Das Recht auf Wohnung soll als 
Grundrecht verankert werden. 
Darüber hinaus fordert die IG Me- 
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Sicherung und Aus- 
bau des Sozialstaates 

Beschlüsse sind leicht gefaßt, die 
praktische Umsetzung erweist sich 
aft als schwierige Prozedur. Das 
Dekamen die Delegierten des Ge- 
verkschaftstages in Hamburg an 
Drt und Stelle zu spüren. „Mit aller 
schärfe“ hatten sie in einem Initia- 
ivantrag gegen die Novelle des Ar- 
Deitsförderungsgesetzes prote- 
itiert, den der Bundestag dann ge- 
iau einen Tag später mit den Stim- 
nen der Regierungskoalition doch 
)eschloß, einer Gesetzesänderung, 
lie der Arbeitsmarktpolitik Mil- 
iardensummen raubt. 

„Dieses Ereignis macht deutlich, 
laß sich der Angriff von Kapital 
ind Kabinett auf unseren sozialen 
Jesitzstand durch Konferenzbe- 
chlüsse allein nicht stoppen läßt“, 
;og Walter Sauerwald, Sprecher 

$0 

tall in der E 6 mehr Investitionen1 

den sozialen Wohnungsbau, Erha 

von sozialgebundenem Wohl1 

raum, eine einkommensneutra1' 
Förderung des Eigenheimbaus ^ 
Mietpreisbegrenzung. 

Beschlossen wurde auch 
Einzelantrag aus Bochum, in 0^ 
der Gesetzgeber angehalten '^j 
Arbeitslosengeld länger zu ge"'1 

ren (für ältere Arbeitnehmer 
die Bezugsdauer auf 60 Monate ^ 
gehoben werden) und das Ah^ 
Übergangsgeld an die Lohn- 
Gehaltsentwicklung in 
deutschland zu koppeln. 

Um überschuldete Arbeit^ 
mer (deren Zahl steigt) besserv 

dem finanziellen Ruin zu schütz ^ 
setzt sich die IG Metall für 0' fiij- 
jährliche Anpassung der */. te^ 
dungsfreigrenze an die Sozial11. ljej 
und ein Verbot betrieblicher 
mahnungen ein. 
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y. Internationale 
Gewerkschaftspolitik 

I 

Für die „Gestaltung einer neuen, 
sozialen und ökologisch tragfähi- 
gen Weltordnung, zur Lösung 
drängender Menschheitsfragen“ 
setzten sich die Delegierten bei der 
Beratung der Entschließung 7 „In- 
ternationale Gewerkschaftspolitik 
~ unser Beitrag für eine gerechtere 
Welt“ ein. 

Mit dem Ende der Ost-West- 
Spannung hat sich der weltweite 
^erteil ungskonflikt verschärft. 
Neue Konzepte sind gefordert, die 
•harktradikale Dogmen in ihre 
Schranken weisen. Die IG Metall 
fordert die konsequente Fortset- 
zung der Abrüstungspolitik, das 
Binrichten eines Konversions- 
fonds, ein ökologisches Umgestal- 
ten der Industriegesellschaften, 
^en Aufbau einer gerechteren 
Weltordnung. Die Ursachen der 
Wanderungsbewegungen müssen 
bekämpft werden. 

Nicht abrücken will die IG Me- 
vom Recht auf Asyl für poli- 

t'sch Verfolgte gemäß den Artikeln 
to und 19 des Grundgesetzes, flan- 
kiert durch eine „gestaltende Ein- 
"'anderungspol itik“. 

Die Bundesrepublik soll sich auf 
er Basis des Grundgesetzes „als 

Wrantwortlicher Partner in die in- 
ei'nationalen Einrichtungen inte- 

Öieren“. Sie beschlossen: „Eine 
eteiljgung deutscher Soldaten an 

yhripfverbänden der UNO ge- 
chweige Eingreif-Truppen der 

, VTo oder WEU darf es nicht ge- 
lj^.W< Einsetzen muß deutsche Po- 
^,'k sich für „Frieden und Verstän- 

LUnß’ Demokratie und Men- c enrechte, ökologische Verant- 
wortlichkeit, Gleichheit und sozia- 

Gerechtigkeit, eine menschen- 
Aci'ge Einwanderungs- und 

WjPolitik in Europa“, 

liti16 S°^ zur Stabilisierung der po- 
JScJen, gesellschaftlichen, wirt- 
nis ^fliehen und sozialen Verhält- 

8cnd 'n ^steuroPa unB zu grundle- 
politische, soziale und tvirt u 1111 

£nt. Etliche Reformen in den 
tvicklungsländern beitragen. 

giert
r°^e Defizite stellten die Dele- 

Eür 
en ^e'm fntegrationsprozeß in 

^runtn ^eSt‘ demokratischen 
iw sind unzureichend. 
< päis ,G Nietall fordert für die Euro- 

W äen ®Dnion eine Verfassung, die 
rtient .rundsätzen einer parla- 
sprjc^

1
1f
cflen Demokratie ent- 

geht ^en soziafen Grund- 
gencjp'1 geBprt auch eine „überzeu- 
ffir tbcstim m u ngsregcl u ng 
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Aus dem Schlußwort von Franz Steinkühler: 

Solidarität mit 
den Schwachen 

eine Angleichung von Bildungs- 
und Berufsbildungssystemen. 

Um ihren Forderungen mehr 
Nachdruck zu verleihen, will die 
IG Metall ihre internationale Ar- 
beit verstärken. Sie setzt sich ein 
für die Verteidigung der Men- 
schen- und Gewerkschaftsrechte, 
Stärkung freier Gewerkschaften 
überall in der Welt, Abstimmung 
gemeinsamer Ziele und Strategien, 
europa- und weltweite Mitgestal- 
tung der Arbeitnehmer in multina- 
tionalen Unternehmen, Abwehr 
unternehmerischer Versuche, 
Standorte gegeneinander auszu- 
spielen, Durchsetzung sozialer 
Mindeststandards“. 

Deshalb weitet die IG Metall ihr 
Engagement im Internationalen 
Metallgewerkschaftsbund und im 
Europäischen Metallgewerk- 
schaftsbund aus. Sie engagiert sich 
in Osteuropa mit dem Ziel, starke 
und freie Gewerkschaften zu un- 
terstützen. Und sie will in den 
Schwellen- und Entwicklungslän- 
dern Lateinamerikas, Asiens und 
Afrikas mithelfen, Gewerkschaften 
aufzubauen. Scharf verurteilt der 
Gewerkschaftstag das brutale Vor- 
gehen gegen unabhängige Gewerk- 
schaften in Südkorea und Thai- 
land. 

In Europa will die IG Metall mit 
den Unternehmen europäische Be- 
triebsräte vereinbaren. Dafür sol- 
len sich Betriebs- und Aufsichtsrä- 
te verstärkt einsetzen. 

Durch ein gewerkschaftliches 
Netzwerk soll eine „schnelle de- 
zentrale Information und Koordi- 
nation unter Einsatz moderner 
Kommunikationstechnik“ ermög- 
licht werden. Voraussetzung bleibt 
die Stärke der Gewerkschaften in 
den Betrieben. 

Von entscheidender Bedeutung 
ist, daß starke nationale Verbände 
dem gewerkschaftlichen Handeln 
auf europäischer und internationa- 
ler Ebene Überzeugungskraft und 
Durchsetzungsmacht verleihen.“ 

Dieser Gewerkschaftstag habe 
Zeichen gesetzt und Signale der 
Hoffnung ausgesandt, sagte Franz 
Steinkühler in seinem Schlußwort. 
Er habe auch gezeigt, daß die Her- 
stellung der sozialen Einheit den 
Einsatz der ganzen IG Metall erfor- 
dere. „Und er hat gezeigt, daß die 
soziale Spaltung Deutschlands die 
IG Metall nicht gespalten hat. Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer im Osten wie im Westen kön- 
nen sich - trotz gravierender Un- 
terschiede in den Problemlagen - 
mit ihren Wünschen und Hoffnun- 
gen in dieser IG Metall wiederfin- 
den, sich mit ihr identifizieren.“ 

Das Ende von Großutopien und 
geschlossener Gesellschaftsent- 
würfe habe uns weder in Verzweif- 
lung noch in Ratlosigkeit gestürzt, 
sagte Steinkühler. „Ein Blick zu- 
rück in die Geschichte zeigt, daß 
die deutschen Gewerkschaften 
sich weder von gescheiterten Hoff- 
nungen noch von der Endstation 
Sehnsucht haben leiten lassen, 
sondern von einem realistischen 
Programm, dessen zentrale Aussa- 
gen Mitbestimmung, Arbeitszeit- 
verkürzung, gerechtere Einkom- 
men und Humanisierung der Ar- 
beitswelt sind. 

Dies bedeutet, daß jenseits der 
bestehenden Verhältnisse der in 
Freiheit und Würde arbeitende 
Mensch erscheint, dessen Solidari- 
tät die Welt umspannt und zur Hei- 
mat einer Gesellschaft der frei und 
gleich vereinten Menschen und 
Volker macht. Dies ist und bleibt 
die historische Aufgabe freier und 
demokratischer Gewerkschaften.“ 

Steinkühler erinnerte an die de- 

mokratischen, humanistischen 
und sozialen Traditionen unserer 
Vorfahren: „Heute wie damals ste- 
hen wir gegen Arroganz und 
Machtanmaßung, gegen Rassismus 
und Ausländerfeindlichkeit, für 
Solidarität und Freiheit. Dieser Ge- 
werkschaftstag hat auch dazu Be- 
schlüsse gefaßt. Sie werden die 
Wirklichkeit jedoch nur in dem 
Maße verändern, wie wir sie im All- 
tag zur Richtschnur unseres Han- 
delns machen.“ 

Die IG Metall werde sich einer 
gesellschaftlichen Initiative nicht 
verweigern, die den wirtschaftli- 
chen Aufbau voranbringt und von 
sozialer Gerechtigkeit geprägt ist - 
in West und Ost, sagte der Erste 
Vorsitzende. 

„Wir werden den Weg der akti- 
ven Tarifpolitik fortsetzen. Wir 
werden gemeinsam verhindern, 
daß die Bereitschaft zum Teilen 
zwischen West und Ost zur Umver- 
teilung von unten nach oben miß- 
braucht wird. Wir werden mit un- 
seren Mitteln in den Betrieben und 
Unternehmen dazu beitragen, daß 
Produktionskonzepte und Arbeits- 
organisation sozial modernisiert 
werden. Der Mensch ist es, der Mit- 
telpunkt der Produktion sein 
muß.“ 

Die IG Metall wolle ihre Organi- 
sation weiterentwickeln und er- 
neuern. Bewärtes müsse erhalten 
bleiben, Schwächen müßten über- 
wunden werden, sagte Steinküh- 
ler. ,Wir wollen Solidarität mit den 
Schwachen, wir wollen Solidarität 
mit unseren ausländischen Mitbür- 
gern praktizieren. Wir dürfen der 
Gewalt keine Chance lassen. So- 
ziale Gerechtigkeit und Toleranz 
brauchen Zivilcourage. Wir wer- 
den nicht wegsehen, wir werden 
nicht schweigen. Wir werden die 
Rechte der Menschen im Alltag 
vertreten und verteidigen.“ 

Dieser Gewerkschaftstag habe 
gezeigt, daß diese Organisation mit 
Zuversicht und Selbstvertrauen die 
vor uns liegenden Aufgaben in Ost 
und West angehen könne, betonte 
Steinkühler. 

„Die IG Metall bleibt die Hoff- 
nung der Schwachen, sie bleibt ein 
Anwalt der Menschenrechte und 
der Menschenwürde, sie bleibt ei- 
ne gesellschaftliche Reformbewe- 
gung. Wir streiten weiter für eine 
solidarische Zukunft.“ 
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